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2018 floh mein jüngstes Kind ab der 5. Klasse  
ans Gymnasium, sozial-pädagogisch zwar unsin-
nig, aber nützlich, weil es sonst den Rest seiner 
Grundschulzeit in einer Ausweichschule inklusive 
Bustransfer hätte verbringen müssen. Unsere 
angestammte Grundschule sollte von 2018 bis 2021 
saniert werden; ein Ende ist indes nicht abseh-
bar und die Verzugszeit wird mindestens dop-
pelt so lang werden wie die geplante Bauzeit. 
Stuttgart 31 ist eben überall. In Berlin mussten 
gerade der Kultursenator und seine Kurzzeit-
nachfolgerin wegen illegaler Kulturförderung 
zurücktreten, von der Bundesbildungsminis-
terin Karin Prien kam daraufhin der Vorschlag, 
doch einfach die Regeln zu ändern, auf dass die 
einstmals illegale Förderung künftig legal sei 
– man kann es mit der Realsatire auch übertrei-
ben. Und der fossilen Energiewirtschaft möchte 
man ins Stammbuch schreiben, dass man auch 
bei der Auswahl von Lobbyist*innen und/oder 
Wirtschaftsminister*innen auf ein Mindestmaß 
an Kompetenz und kontrollierter Gier achten 
sollte, aber recht geschieht ihnen. Der Verteidi-
gungsminister will, dass wir kriegstüchtig werden 
und der amtierende Bundeskanzler möchte, dass 
Deutschland die stärkste konventionelle Armee 
Europas bekommt – bloß wozu? Gemeinsam 
schleifen sie dafür schon mal die Reste des Sozial-
staates. Da fällt es selbst Faschisten leicht, sich 
als Friedenskämpfer zu gerieren. Die wachsende 
Stärke der AfD basiert eben wesentlich auf der 
Schwäche der etablierten Parteien, denn eigene 
Lösungskompetenzen hat sie nicht. Wozu auch? 
Ihr Ziel ist ja die Zerstörung des Gemeinwesens, 
um auf dessen Trümmern einen faschistischen 
Ständestaat zu errichten. 

Aber genug gejammert – Grund zur Hoffnung gibt 
es schließlich immer. Demokratieförderung war 
das Thema der letzten ESG-Hauptamtlichen-
konferenz und Anlässe zur Hoffnung boten alle 
Referate und Workshops. Christian Wolff führte 
eindrucksvoll vor Augen, dass Christ*innen auf 
der Seite der Demokratie stehen können und 
müssen und die Workshops zeigten auf, wie 
es kirchlicherseits bereits umgesetzt wird. Die 
Veteranin des Südschleswigschen Wählerver-
bandes Anke Spoorendonk erzählte lebendig, 
wie gute Politik auch in bestehenden Strukturen 
funktionieren kann und sparte die Mühen der 
Ebene nicht aus.

Welchen Schaden autoritäres Durchregieren 
kirchlich und gesellschaftlich anrichtet, berichten 
uns die rheinischen ESGn. Aber auch hier besteht 
noch Hoffnung, dass das Ende nicht das Ende ist, 
sondern ein Anfang sein könnte. Die rheinischen 
ESGn haben jedenfalls bereits aus den Fehlern 
der westfälischen gelernt und andere werden 
es ihnen gleichtun.

Eine anregende Lektüre wünscht

Uwe-Karsten Plisch

Liebe  
Leser*innen,

EditorialEditorial
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Umschlag Titelmotiv: Demonstration gegen den Abriss des Palastes der Republik in Berlin am 14. Januar 2006, Quelle: Wikipedia
Umschlagrückseite: Tima Miroshnichenko @pexels
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Thematisches Grußwort zur  
ESG-Hauptamtlichenkonferenz 2026
Daniel Mourkojannis

Sehr geehrte Vertreterinnen der Evan-
gelischen Studierendengemeinden, sehr 
geehrte Studierendenpastorinnen, liebe 
Corinna, lieber Michael Stahl, sehr geehrte 
Landesbischöfin Kühnbaum-Schmidt, sehr 
geehrte Vertreter:innen aus Politik und 
Zivilgesellschaft, sehr geehrte Gäste,
es ist mir eine besondere Freude heute 
für das Kirchenkollegium der Universi-
tätskirche zu Kiel vor Ihnen zu sprechen. 
Das ist nicht unbedingt selbsterklärend. 
Die Kooperation mit der ESG zu Kiel ist 
möglich geworden durch die konstitutive, 
kirchenrechtlich verbindliche Festlegung 
der gleichberechtigten Mitgliedschaft der 
ESG im Kirchenkollegium, die auch baulich 
Ihren Ausdruck gefunden hat. Von Corinna 
weiß ich, dass diese Konstellation, die für 
uns eigentlich selbstverständlich ist, wohl 
ziemlich einmalig ist. Dass das in der Folge 
zu einer sehr engen und guten Zusammen-
arbeit geführt, dafür bin ich dankbar. 

Mein Grußwort würde ich gerne in 
drei Abschnitten gliedern. Zu Beginn wer-
de ich die Ordnung der Universitätskirche 
vorstellen, dann, als zweites, Beispiele der 
Vielfalt geben und als letztes die Universi-
tätskirche als eine Möglichkeit diskutieren, 
wie situatives, selbstwirksames Handeln 
mit Augenmaß und Fingerspitzengefühl, 
so Hartmut Rosa in seinem neuen Buch im 
Anschluss an den Aristotelischen Begriff 
der Billigkeit, ermöglicht wird.

DemokratieDemokratie

1. Die Ordnung der Universitätskirche

Keine Sorge, ich werde Sie und Euch nun 
nicht mit allen Einzelpunkten der Ordnung 
bekannt machen. Mir geht es nur darum zu 
zeigen, dass diese Ordnung von Beginn an, 
also mit der Gründung der Universitäts-
kirche und der ESG 1965, egalitär verfasst 
ist. Im Jahr 1974 wurde die Ordnung etwas 
angepasst und noch einmal im Jahr 2021. 
Aber im Grundsatz sind die Ordnungen 
immer gleich: Universitätskirche und ESG 
arbeiten in allen Belangen eng zusammen, 
die die ESG und die Universitätsgemeinde 
gleichermaßen betreffen. Die Aufgaben-
verteilung ist auf Kooperation angelegt. 
Neben den kirchlichen Mitgliedern im Kol-
legium sollen ebenfalls soll je ein Mitglied 
der Kieler Präsidien der Kieler Hochschulen 
oder je ein von ihnen benanntes Mitglied 
des Lehrkörpers sowie je ein Mitglied der 
Studierendenausschüsse der Kieler Hoch-
schulen im Kollegium vertreten sein. Dies 
ist aber aktuell nicht ganz der Fall, aber 
immerhin sind zwei Mitglieder des Lehr-
körpers der Philosophischen Fakultät im 
Kollegium vertreten. Ohne nun weiter in 
die Details gehen zu wollen, ist, denke 
ich, deutlich geworden, dass von Beginn 
an die Arbeit der Universitätskirche auf 
Kooperation angelegt ist. Geweitet hat 
sich dies zum Glück mittlerweile auch zu 
einem ökumenischen Miteinander, die Zu-
sammenarbeit mit der KSG ist für uns ein 
Herzstück, der seinen Ausdruck auch im 
ökumenischen Gottesdienst findet. 

2. Die Vielfalt der Universitätskirche

Durch die unterschiedlichen Herausforde-
rungen vor der die Arbeit im Kirchenkolle-
gium naturgemäß steht, ist ein gewisses 
Maß an Vielfalt vorgegeben. Neben den 
baulichen Fragen, die verstärkt Fragen 
des Klimaschutzes geworden sind, sind 
es vor allem auch organisatorisch-inhalt-
liche Fragen, die uns beschäftigen. Die 
Universitätskirche soll ja möglichst auch 
von der Universität oder auch anderen 
gesellschaftlichen Akteurinnen genutzt 
werden. Wenn es sich irgendwie einrich-
ten lässt und wir im Kirchenkollegium der 
Überzeugung sind, dass Veranstalter und 
Ihre Veranstaltungen nicht dem demokra-
tischen und spirituellen Charakter der Uni-
versitätskirche nicht widersprechen, dann 
freuen wir uns über eine entsprechende 
Nutzung und unterstützen, wo und wie wir 
können. Ein Beispiel würde ich Ihnen gerne 
geben. Anfang des Jahres erhielten wir eine 
Anfrage der Vorsitzenden des gemein-
nützigen Vereins Ukrainisch-Deutsches 
Zentrum in Schleswig-Holstein e.V., die 
regelmäßig soziale, kulturelle und huma-
nitäre Veranstaltungen für Kinder und 
Familien, insbesondere für Menschen, die 
durch den Krieg in der Ukraine betroffen 
sind, organisieren. Der Verein wollte ger-
ne einen Gemeindesaal der ESG oder den 
Kirchraum für eine gemeinnützige Ver-
anstaltung gegen eine Spende nutzen. In 
dem konkreten Fall sollte ein Künstler aus 
der Ukraine kommen, der Kinderbücher 
schreibt und seine Märchen den Kindern 
vorliest und damit den Kindern und ihren 
Familien Freude, Trost und ein Gefühl von 
Gemeinschaft schenken möchte. Da muss-
ten wir natürlich nicht lange nachdenken 
und haben positiv auf die Anfrage reagiert 
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und weitere Unterstützung, falls nötig, 
angeboten. Die Veranstaltung ist dann 
sehr gut verlaufen – in einer freundlichen, 
ruhigen und offenen Atmosphäre. Die Vor-
sitzende des Vereins schrieb dann noch 
einmal, wie besonders die Kinder begeis-
tert waren, und dass viele von ihnen durch 
dieses Erlebnis noch mehr Freude und 
Motivation zum Lesen gewonnen haben. 
Das war für uns ein besonders wertvolles 
Ergebnis. Auch von unserer Willkommens-
kultur war der Verein dankbar.

Noch ein weiteres Beispiel dafür, wie 
wir arbeiten: Das Präsidium der Universität 
war vor einiger Zeit an das Kirchenkolle-
gium herangetreten mit der Bitte, einen 
interreligiösen Gottesdienst für die Stu-
dierendenschaft zu initiieren. Wir haben 
dem Präsidium gegenüber erläutert, dass 
dies nicht so einfach möglich ist, da neben 
theologischen Erwägungen auch kirchen-
rechtliche Fragen zu bedenken sind. Frau 
Pohl-Patalong hatte dann die Idee eines 
ökumenischen Gottesdienstes mit inter-
religiöser Beteiligung im Zeugnisformat. 
Dieser Gottesdienst wird nun schon seit 
einigen Jahren immer in der Kieler Woche 
auf der Unibühne auf der Kiellinie gefeiert. 
Das Präsidium fragt diesen Gottesdienst  
jedes Jahr neu an, er scheint also auch dort 
eine gewisse Akzeptanz errungen zu haben. 

3. Selbstwirksamkeit versus 
Selbstunwirksamkeit

In seinem neuen Buch, Situation und Kons
tellation. Vom Verschwinden des Spiel-
raums, stellt Hartmut Rosa die These auf, 
dass sich in der Gegenwartsgesellschaft der 
Charakter unseres Handelns und damit un-
seres In-der-Welt-Seins auf umfassende und 
tiefgreifende Weise verändert. Im Übergang 
vom überwiegend situativen zum konstel-
lativen Agieren und damit vom Handeln 
zum Vollziehen wandelt sich die Art unserer 
Beziehung erstens zu den Dingen, zweitens 
zu den Mitmenschen, drittens zur Zeit und 
viertens zu uns selbst. (70/71)

Das Grundproblem spätmoderner, westlicher 
Gesellschaften sieht Rosa darin, dass die-
se in immer mehr Bereichen des sozialen 
Lebens aus handelnden Akteurinnen, die 
komplexe Situationen auf der Grundlage 
ihrer Erfahrungen interpretieren und nach 
moralischen und ästhetischen Maßstäben 
beurteilen, reine Vollziehende macht, die 
einem Protokoll folgen oder sich von Vor-
schriften und Algorithmen leiten lassen, 
welche gegenüber ihren Situationsdeutun-
gen und moralischen Urteilen immun sind 
(10). Anders gesagt, Menschen erfahren 
sich mehr und mehr als selbstunwirksam, 
sie dürfen ja nicht anders handeln, selbst, 
wenn sie wollten, sie werden zunehmend 
ihrer Verantwortlichkeit, ihrer Spielräume 
beraubt. Fairerweise weist Rosa darauf-
hin, dass das Verschwinden der Spielräu-
me ein sozialer Prozess ist, der auch von 
emanzipatorischem Interesse angetrieben 
wurde und wird. Menschen, vor allem in 
schwächeren Positionen sollten von der 
Willkür der Entscheidungsmacht anderer 
geschützt werden. 

Seine These dazu lautet
dass sich das Programm der Modernisierung, 
nämlich menschliche Handlungsräume zu 
sichern und zu vergrößern und das sich 
in der ökonomischen und bürokratischen 
Logik der Gesellschaft, das heißt in ihren 
wirtschaftlichen und technischen Organi-
sationsstrukturen institutionalisiert hat, 
gegenüber dem kulturellen Projekt der Mo-
derne – man könnte auch sagen: gegen-
über ihrem normativen Sinn- verselbstän-
digt hat. Das Versprechen der Moderne als 
emanzipatorischem Projekt bestand und 
besteht darin, uns Menschen zum Handeln 
zu befähigen, unabhängig von unserer Her-
kunft oder unserer Hautfarbe oder unseres 
Geschlechts; es besteht aber nicht darin uns 
vom Handeln zu befreien und in unseren Tä-
tigkeiten von den Situationen, in die wir ein-
gebettet sind, gleichsam abzutrennen. (95)

Doch was bedeutet das für uns? Was be-
deutet das für die Universitätskirche und 
das Kirchenkollegium?

Hier, in unserer Arbeit, erleben wir 
das genaue Gegenteil: Wir gestalten aktiv, 
wir entscheiden gemeinsam, wir handeln 
selbstwirksam. Das Kirchenkollegium ist 
ein Ort, an dem Vielfalt nicht nur gedul-
det, sondern aktiv gelebt wird. Ein Ort, an 
dem Studierende, Lehrende, Pastor:innen 
und Vertreter:innen der Zivilgesellschaft 
zusammenkommen, um gemeinsam Ver-
antwortung zu übernehmen.

Am Ende steht die Auswertung
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Nehmen Sie das Beispiel von vorhin, das 
Anliegen des Vereins Ukrainisch-Deutsches 
Zentrum Als die an uns herantraten, haben 
wir nicht einfach ein Protokoll abgear-
beitet. Wir haben zugehört und gemein-
sam entschieden, dass wir einen Raum 
der Gemeinschaft, der Freude, des Trostes 
schaffen wollen. Das ist kein Vollzug – das 
ist Handeln.

Oder das Beispiel des ökumenischen 
Gottesdienstes mit interreligiöser Betei-
ligung während der Kieler Woche. Wir 
haben uns gefragt: Wie können wir Stu-
dierenden aller Religionen und Weltan-
schauungen begegnen? Wie können wir ei-
nen Raum schaffen, in dem alle willkommen 
sind? Und wir haben gemeinsam mit dem 
Präsidium der Universität eine Lösung ge-
funden – eine Lösung, die nicht von oben 
verordnet wurde, sondern die aus unserem 
Miteinander entstanden ist.

Das Kirchenkollegium zeigt: Selbst-
wirksamkeit ist möglich. Wir müssen uns 
nicht in die Rolle der Vollziehenden drän-
gen lassen. Wir können Räume schaffen, 
in denen Menschen sich als Handelnde 
erleben – als Menschen, die etwas bewe-
gen, die Verantwortung übernehmen, die 
Gemeinschaft gestalten. 

Hartmut Rosa erinnert uns daran, dass die 
Moderne uns eigentlich befähigen sollte,  
frei und selbstbestimmt zu handeln. Doch 
heute erleben viele Menschen das Gegen-
teil: Sie fühlen sich ohnmächtig, gefangen 
in Systemen, die ihnen ihre Handlungs-
möglichkeiten nehmen. Das Kirchenkol-
legium steht für eine andere Vision: eine 
Vision, in der Menschen sich nicht als 
Vollziehende, sondern als Gestalter:innen 
erleben. Eine Vision, in der Vielfalt nicht als 
Problem, sondern als Chance begriffen wird. 
Eine Vision, in der Demokratie nicht nur 
ein abstraktes Ideal ist, sondern gelebte 
Praxis.

DemokratieDemokratie

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 
und freue mich auf den weiteren Aus-
tausch mit Ihnen.

Oberkirchenrat Dr. Daniel Mourkojannis 

ist Referent der Nordkirche für die 

Ev. theol. Fakultäten/Fachbereiche 

(Universitäten) und Geschäftsführer der 

Theologischen Kammer

Daniel Mourkojannis

Die Kieler Universitätskirche
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Wie sehr lassen sich Demokratien  
biblisch-theologisch begründen? 1
 
Christian Wolff
 

1. Kirche und Demokratie – die 
Problemlage

Es war der Sozialdemokrat und ehemalige  
Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015), 
der insbesondere der Evangelischen Kirche 
immer wieder vorgehalten hat, dass sie 
viel zu spät ein normales Verhältnis zur 
Demokratie gefunden habe. Deswegen hat 
er sich auch sehr ungerne von den Kirchen 
kritisieren lassen. Schmidt behauptete, dass 
die Demokratie und der Rechtsstaat nicht 
als Kinder der christlichen Religion, sondern 
vielmehr im Kampf mit den christlichen 
Kirchen und den ihnen verbundenen Obrig-
keiten entstanden 2 
sei. Und der ehemalige Bundespräsident 
Gustav Heinemann (1899-1976) fragte 
die Ikone der Bekennenden Kirche und 
späteren Kirchenpräsidenten der Hessen-
Nassauischen Landeskirche Martin Nie-
möller (1892-1984) spitz, nachdem dieser 
zum Boykott der Bundestagswahl 1965 
aufgerufen hatte, welchen Beitrag er denn 
schon zur Verbesserung der Demokratie zB 
in der Kirche geleistet habe? 3

Es lassen sich viele Belege finden, 
die das sehr diffuse Verhältnis gerade der 
evangelischen Kirche in Deutschland zur 
Demokratie aufzeigen. Wir sollten also 
nicht vergessen, dass in Deutschland die 
Evangelische Kirche erst nach 1945 all-
mählich ein positives Verhältnis zur De-
mokratie entwickelt hat, nachdem sie über 
Jahrhunderte bestimmt wurde von einer 

„obrigkeitsfixierten Staatstheologie“ 4 und 
entsprechend agierte. Auch wird bis heu-
te immer noch unterschieden zwischen 
Demokratie im staatlichen Bereich und 
angeblichen Sonderstrukturen in der Kir-
che – man denke nur an den sog. „Dritten 
Weg“. Obwohl gerade die presbyterial- 
synodale Ordnung aus der Reformationszeit 
durchaus als vordemokratische Errungen-
schaft gedeutet werden kann, wird immer 
wieder versucht, mit der sog. „Königsherr-
schaft Christi“ allzu demokratische Verfah-
rensweisen in der Kirche zurückzudrängen. 
Exemplarisch dafür kann ein Satz von Mar-
tin Niemöller aus dem Jahr 1968 gelten: 
„Die Kirche ist keine Demokratie, weil sie 
einen Herrn hat.“ 5 Dabei wurden gerade im 
Missbrauchsskandal und in seiner schlep-
penden Aufarbeitung durch kirchenlei-
tende Gremien Machtstrukturen in der 
Institution Kirche offenbar, die nur durch 
eine demokratische Öffentlichkeit und 
eine entschlossene Ent-Hierarchisierung 
kirchlichen Handelns beseitigt werden 
können. Darum möchte ich den Satz von 
Niemöller gerne umkehren: Weil die Kirche 
einen Herrn hat, muss sie nach innen und 
außen Demokratie leben.

DemokratieDemokratie

1	 Diesen Vortrag habe ich am 25. Februar 2026 auch vor dem Gesamtkonvent des Kirchenkreises  

	 Magdeburg unter dem Thema „Wurzeln demokratischen Denkens in der biblischen Botschaft“ gehalten.

2 	 Helmut Schmidt, Religion in der Verantwortung, S. 248

3 	 https://www.eaberlin.de/aktuelles/2015/ist-der-schuldige-koenig/stoehr-martin-krumme-wege-2015.pdf

4 	 Arnd Henze, Kann Kirche Demokratie? Wir Protestanten im Stresstest, Freiburg im Breisgau 2019, S.8

5 	 Arnd Henze, aaO, S.115

Christian Wolff
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2. Demokratische Wurzeln im 
Protestantismus

Obwohl sich kein gradliniger Weg vom 
Christentum und der biblischen Botschaft 
zur Demokratie aufzeigen lässt, können 
dennoch etliche Entwicklungen der Re-
formation im 16. Jahrhundert als Keimzelle  
der modernen Demokratie angesehen 
werden. Hier möchte ich erinnern an die 12 
Artikel der Bauern von 1525. Diese beginnen  
damit, dass das Recht der Gemeinde ein-
geklagt wird, ihre Pfarrer wählen und ab-
wählen zu können. Der 3. Artikel ist in 
seiner Bedeutung der weitreichendste. Denn 
hier wird die Leibeigenschaft der Bauern 
bestritten. Diese wird als „zum Erbarmen“ 
(heute würde man sagen: zum Kotzen) 
angesehen 
angesichts der Tatsache, dass uns Christus 
mit dem Vergießen all seines kostbaren 
Bluts erlöst und freigekauft hat, und zwar den 
Hirten gleichermaßen wie den Höchsten …
Deshalb ergibt sich aus der Schrift, dass wir 
frei sind und sein wollen.6

Damit beziehen die Bauern das, womit 
auch Martin Luther das Priestertum aller 
Gläubigen begründet hat, auf ihre soziale 
Stellung und fordern gleiche Freiheitsrechte 
für alle. Luther führte in seiner Schrift „An 
den christlichen Adel deutscher Nation 
von des christlichen Standes Besserung“ 
aus dem Jahr 1520 aus:

Warum ist dein Leib, Leben, Gut und Ehr so 
frei, und nicht das meine, so wir doch gleich 
Christen sind, gleiche Taufe, Glauben, Geist 
und alle Dinge haben? Wird ein Priester er-
schlagen, so liegt ein Land im Interdikt; wa-
rum nicht auch, wenn ein Bauer erschlagen 
wird? Wo kommt her solch großes Unter-
scheiden unter den gleichen Christen? Allein 
aus Menschen-Gesetzen und Dichten! 7

Wenn man unterstellt, dass im 16. Jahrhun-
dert alle Bürger:innen des Landes Christen 
waren, dann können diese im biblischen 
Glauben verankerte Gedanken Luthers 
durchaus als eine Begründung demokra-
tischer Freiheitsrechte gelesen werden. 
Leider haben sich Luther nach 1525 und 
mit ihm vor allem die lutherischen Kirchen 
von diesen Überzeugungen meilenweit 
entfernt …

… und das, obwohl es auch in Teilen der 
evangelischen Kirche schon im 16. Jahr-
hundert ganz andere Entwicklungen gab. 
Ich erinnere an die Emder Synode von 
1571, die eine erstaunliche Kirchenord-
nung (Generalia) beschloss.8 Da heißt es 
im Eingangsartikel:
Keine Gemeinde darf über die andern Ge-
meinden das Primat oder die Herrschaft an 
sich reißen, kein Prediger über den anderen 
Prediger, kein Ältester über die übrigen Äl-
testen, kein Diakon über die Diakone. Jede 
und Jeder hat sich sorgfältigst auch vor dem 

6	 Lyndal Roper, Für die Freiheit. Der Bauernkrieg 1525, eBook, S.497

7 	 Martin Luther, An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen Standes Besserung, in: ders.,  

	 Ausgewählte Werke, Zweiter Band, hrsg. von H.H. Borcherdt und Georg Merz, München 19622, S.90

8 	 https://www.emder-synode-1571.de/Die_Beschluesse_der_Emder_Synode_1571-26559-528-0-75.html

9 	 Zitiert nach Gustav Heinemann, Synode und Parlament. Ansprache zum Gedenken an die Emder

	 Generalsynode von 1571, in: ders., Allen Bürgern verpflichtet. Reden des Bundespräsidenten 1969-1974, Frankfurt am Mai 1975, S.133

10 	 aaO, S.14
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Verdacht solcher Anmaßung und vor jedem 
Versuch, sich das Regiment anzueignen, zu 
hüten.9

Gustav Heinemann zog aus dieser histo-
rischen Erinnerung 1971 die Schlussfol-
gerung, „wie sehr auch die Kirche durch 
eine klare presbyterial-synodale Ordnung 
zur Verlebendigung einer demokratischen 
Staatsordnung beitragen kann.“ 10 Das üb-
rigens hat sich dann während der Fried-
lichen Revolution 1989/90 bewahrheitet. 
Doch diese positiven Beispiele ändern 
nichts daran, dass das Verhältnis der ver-
fassten evangelischen Kirche in Deutsch-
land zur Demokratie zumindest sehr wi-
dersprüchlich war – ganz im Gegensatz 
zu den Freikirchen im angelsächsischen 
Raum. Noch einmal Gustav Heinemann:
Während in Deutschland die jahrhunderte-
lange Vorherrschaft staatskirchlicher Ord-
nungen eine Stütze der ständischen und 
staatsbürgerlichen Ungleichheiten gewesen 
ist, stellt sich England als ein Beispiel dafür 
dar, wie ein kirchlicher Aufbau aus brüderli-
cher Gleichberechtigung ihrer Glieder in den 
staatlichen Raum hineinwirkt. …

Zwölf Artikel der Bauern: Flugschrift von 1525 

Quelle: Wikipedia
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Die Tatsache, daß die englische Arbeiterpar-
tei, anders als die ursprüngliche deutsche 
Sozialdemokratie, nicht unter den Vorzei-
chen des Marxismus als Weltanschauung 
ihren Weg antrat, sondern aus christlichem 
Boden erwuchs, ist dem Einfluß der engli-
schen Freikirchen und ihrem Gegensatz zur 
Staatskirche als einem wesentlichen Teil des 
politischen Konservatismus zu verdanken. 11

Auffällig ist bis heute, dass die Kirche beim 
Thema Demokratie relativ selten ihre Ur-
kunde, die biblische Botschaft, bemüht.

3. Das 1. Gebot und die Gottebenbild-
lichkeit des Menschen

Die dargelegte Widersprüchlichkeit der 
Entwicklung innerhalb der Kirchen erklärt 
sich auch daraus, dass die Bibel sehr un-
terschiedlich gelesen wurde und wird, und 
auch ein sehr unterschiedliches Verständ-
nis gerade des 1. Gebotes vorhanden ist. 
Das wird allein schon an der unterschied-
lichen Zitation des 1. Gebotes in Luthers 
Kleinem Katechismus und in den Refor-
mierten Kirchen deutlich. Während bei 
Luther der Mittelsatz „der ich dich aus dem 
Ägypterland, aus der Sklaverei befreit habe“ 
fehlt (wohl ein Reflex auf die Bauernkriege),  
wird das 1. Gebot im „Heidelberger Kate-
chismus“ von 1563 in der biblischen Fassung 
2. Mose 20,2 zitiert. Nun sucht man in der 
Bibel Begriffe wie Demokratie, Menschen-
rechte, Rechtsstaat vergeblich. Aber von 
einer Grundaussage der Bibel können, ja 

müssen wir universal gültige Menschen-
rechte, Pluralität und ein demokratisches 
Miteinander ableiten:
Gott schuf den Menschen zu seinem Bilde, 
zu seinem Bilde schuf er ihn.
1. Mose 1,28

Im Konfirmandenunterricht habe ich den 
Jugendlichen diese Aussage immer so 
zu erklären versucht: Jeder Mensch ist 
ein Geschöpf Gottes – im Sinne von: ein 
Stück von Gott in des Wortes doppelter 
Bedeutung:
•	Der Mensch ist von Gott gemacht.
•	Der Mensch ist ein Teil Gottes, trägt also 

eine göttliche Würde in sich.

Dieses gilt für alle Menschen. Muslime, 
Hindhus, Atheisten sind ebenso wenig 
Unglücksfälle der Schöpfung wie Men-
schen mit Behinderungen oder anderer 
Hautfarbe. Darum steht die Schöpfungs-
geschichte am Anfang der Bibel. Sie ist 
ausdrücklich nicht an ein bestimmtes Volk 
gebunden. Sie ist weder jüdisch, christlich,  
muslimisch. Darum kann sie nur universal 
und interreligiös gelesen und verstanden 
 werden. Wenn wir uns dann noch als 
Christ:innen im Apostolischen Glaubens-
bekenntnis zu Gott als dem „Schöpfer des 
Himmels und der Erde“ bekennen, dann 
müssen wir in jedem Menschen ein Ge-
schöpf Gottes sehen, das mit Recht und 
Würde gesegnet ist. Davon leiten sich die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
und soziale Verantwortung füreinander 

11	 aaO, S.142ff

12	 Rainer Albertz, Religionsgeschichte Israels in alttestamentlicher Zeit. Teil 1: Von denAnfängen bis zum Ende

der Königszeit, Göttingen 1992, S.350ff

13 	 Rainer Albertz, aaO, S.248ff
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ab, aber auch die Würde des Menschen, 
der durch sein Tun und Lassen dieser gött-
lichen Bestimmung nicht gerecht wird.

Nun ist die Frage, wie sich das Grundsätz-
liche dann in der in der Bibel, insbesondere 
im deuteronomistischen Geschichtswerk, 
dargestellten Geschichte Israels, in der Her-
ausbildung von Herrschaftssystemen und 
im religiös-gesellschaftlichen Leben Israels 
inmitten der Völkerwelt niedergeschlagen 
hat. Hier ist vor allem die Institution des 
Königtums höchst aufschlussreich. Dieses 
geht nach 5. Mose 17,14ff zunächst zurück 
auf einen Wunsch des Mose, den Gott 
ihm erfüllt. In dem sog. „Königsgesetz“ ist 
festgelegt, dass der König sich dadurch 
auszeichnen soll, dass er keine Macht und 
keine Güter anhäuft, sich streng an die 
Gebote hält (wobei die Gerichtsbarkeit 
nicht bei ihm liegt), sich nicht über seine 
Brüder erhebt und so „den Herrn, seinen 
Gott, fürchten lernt“ (5. Mose 17,19).12 Genau 
diese Kriterien führen dann zur prophe-
tischen Kritik an den jeweiligen Königen, 
aber auch an den Bürger:innen, vor al-
lem an der Führungsschicht Israels. Sie 
entzündet sich immer daran, dass sich 
die jeweiligen Könige anderen Göttern 
andienen (Auseinandersetzung zwischen 
Elia und König Ahab 1. Könige 18ff) bzw. 
sich selbst die Rolle Gottes anmaßen und 
über andere, auch über das eigene Volk, 
erheben. Auf diese grundsätzlich falsche 
Orientierung königlicher Macht, die sich 
von Gott löst, führen Propheten wie Amos, 
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Jesaja, Micha, Hosea innenpolitisch soziale 
Missstände, Rechtlosigkeit, Willkür und 
außenpolitisch waghalsige militärische 
Abenteuer zurück.13

Von daher kann es nicht überraschen, 
dass schon im ersten Teil unserer Bibel die 
Auseinandersetzung zwischen totalitärem 
Autokratismus und Oligarchentum auf der 
einen und einer an den Geboten Gottes 
orientierten Politik auf der anderen Seite 
dokumentiert ist. Dreh- und Angelpunkt 
dieser Auseinandersetzung ist das erste der 
Zehn Gebote:
Ich bin der Herr, dein Gott, der ich dich aus 
dem Ägypterland, aus der Sklaverei, befreit 
habe. Du sollst keine anderen Götter haben 
neben mir.
2. Mose 20,2

sowie gleichlautende Mahnungen wie das 
„Schma Jisrael“
Höre, Israel, der Herr ist unser Gott, der 
Herr allein.
5. Mose 6,4

Dieses 1. Gebot stellt nicht nur absolutis-
tische Herrschaftsstrukturen grundsätz-
lich infrage. Es hat zur Konsequenz die 
grundsätzliche Gleichheit und Freiheit aller 
Menschen und damit die Einebnung aller 
Hierarchien. Vor allem will das 1. Gebot 
eine religiös-ideologische Überhöhung 
von Macht und Herrschaft ausschließen, 
da dies immer verbunden ist mit der Be-
streitung der Gottheit Gottes. Das bein-
haltet ein universalistisches Verständnis 
von Gott: „andere Götter“ sind weniger die 
Gottheiten anderer Religionen, sondern 
die die Selbstermächtigung des Menschen 
zur Gottheit und die damit verbundene 
Emanzipation von allen Geboten.

4. Königtum versus 1. Gebot

Heute möchte ich auf einen Text beson-
ders eingehen. Er spielt in unserer Kirche  
kaum eine Rolle: 1. Samuel 8. Dieser Text 
kann auch als kritisches Pendent zum 
schon erwähnten „Königsgesetz“ (5. Mose 
17,14ff) gewertet werden. Bekanntlich hatte 
Samuel als ein charismatischer, gottes-
fürchtiger Mann im 11. Jahrhundert vor 
Christus das Amt des Richters inne, damals 
die Führungsposition in Israel. Eigentlich 
sollten seine Söhne seine Nachfolge antre-
ten. Aber diese erwiesen sich als korrupt. 
Sie waren nur auf ihren Vorteil bedacht. 
Doch die Israeliten verlangen nicht Macht-
teilung. Sie wollen einen König. Ein starker 
Mann soll es richten! Samuel spürt ins-
tinktiv: Dieses Verlangen verspricht keine 
Lösung der Krise. Er wendet sich an Gott. 
Nun ist höchst aufschlussreich, was Gott 
ihm als Antwort aufträgt (ab Vers 7):
7 Der HERR aber sprach zu Samuel: Gehorche 
der Stimme des Volks in allem, was sie zu 
dir sagen; denn sie haben nicht dich, son-
dern mich verworfen, dass ich nicht mehr 
König über sie sein soll. … Doch warne sie 
und verkünde ihnen das Recht des Königs, 
der über sie herrschen wird. 10 Und Samuel 
sagte alle Worte des HERRN dem Volk, das 
von ihm einen König forderte, 11 und sprach: 
Das wird des Königs Recht sein, der über 
euch herrschen wird: Eure Söhne wird er 
nehmen für seinen Wagen und seine Ge-
spanne, und dass sie vor seinem Wagen 
herlaufen, 12 und zu Hauptleuten über Tau-
send und über Fünfzig, und dass sie ihm 
seinen Acker bearbeiten und seine Ernte 
einsammeln und dass sie seine Kriegswaffen 
machen und was zu seinen Wagen gehört. 
13 Eure Töchter aber wird er nehmen, dass 
sie Salben bereiten, kochen und backen. 
14 Eure besten Äcker und Weinberge und 
Ölgärten wird er nehmen und seinen Großen 
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geben. 15 Dazu von euren Kornfeldern und 
Weinbergen wird er den Zehnten nehmen 
und seinen Kämmerern und Großen geben. 
16 Und eure Knechte und Mägde und eure 
besten Rinder und eure Esel wird er nehmen 
und in seinen Dienst stellen. 17 Von euren 
Herden wird er den Zehnten nehmen, und ihr 
müsst seine Knechte sein. 18 Wenn ihr dann 
schreien werdet zu der Zeit über euren König,  
den ihr euch erwählt habt, so wird euch der 
HERR zu derselben Zeit nicht erhören. 19 
Aber das Volk weigerte sich, auf die Stimme  
Samuels zu hören, und sie sprachen: Nein, 
sondern ein König soll über uns sein, 20 dass 
wir auch seien wie alle Völker, dass uns unser 
König richte und vor uns her ausziehe und 
unsere Kriege führe! 21 Und als Samuel alle 
Worte des Volks gehört hatte, sagte er sie 
vor den Ohren des HERRN. 22 Der HERR aber 
sprach zu Samuel: Höre auf ihre Stimme und 
mache ihnen einen König.
1. Samuel 8,7-22

Erstaunlich, dass in unserer Bibel das König-
tum Israels so kritisch eingeschätzt und 
mit ihm sehr grundsätzlich abgerechnet 
wird, nachdem es im 6. vorchristlichen 
Jahrhundert mit der Eroberung Jerusalems 
durch den babylonsichen Herrscher Nebu-
kadnezar II. und dem Exil in Babylonien 
gescheitert war. Noch überraschender ist, 
dass in der Bibel diese Abrechnung mit auto
kratischer Machtfülle an den Beginn der  
Geschichte des Königtums gestellt wird, 
sozusagen als Überschrift. Das Königtum 
Israels ist genau an dem gescheitert, was als 
Erkennungsmerkmale einer monarchistisch-
absolutistischen Autokratie benannt werden 
kann und im Widerspruch zum Glauben 
an den einen Gott steht: Militarismus, 
Hochrüstung, Sexismus (Männer kämpfen, 
Frauen dienen), organisierte Bereicherung 
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derer, die Garanten der Macht des Auto-
kraten sind, ungerechte Besteuerung, Kor-
ruption und Bestechung – Endziel Krieg. 
Schon in der Bibel wird der sich immer 
wiederholende, tragische Zusammenhang 
schonungslos offengelegt: Das Volk, das 
sich einen starken Führer herbeisehnt, 
wird von diesem gnadenlos ausgesaugt 
werden – nicht zuletzt deswegen, weil 
alle Gebote Gottes, die auf ein gerechtes 
Zusammenleben ausgerichtet sind und 
dieses ermöglichen sollen, von ihm außer 
Kraft gesetzt und von seinen Helfershel-
fern mit Füßen getreten werden – mit dem 
einen Ziel: die eigene Macht zu sichern. 
Damit erhöht sich der Autokrat selbst zum 
Gott, lässt sich dementsprechend huldi-
gen und seine Macht mit Brutalität und 
Unnachsichtigkeit nach innen und außen 
absichern. Gleichzeitig wird schonungslos 
offengelegt, dass es das Volk ist, das sich 
selbst dem Autokratismus ausliefert – 
auch weil es nicht mehr auf die Gegenwart 
Gottes vertraut.

5. Jesu Botschaft gegen jede Hierarchie

Die prophetische Kritik an einem die Ein-
Gottheit bestreitenden Autokratismus 
greift Jesus mit seinen kritischen Bemer-
kungen zu innerweltlichen Hierarchien auf. 
Ja, das Wirken Jesu kann verstanden wer-
den als ein großer Widerspruch zu allen 
von Menschen gemachten Unterschieden 
zwischen Mensch und Mensch – im Extrem 
die Selbstüberhöhung des Menschen zur 
eigenen Gottheit. Dieser Versuchung wurde 
Jesus selbst ausgesetzt (Matthäus 4,1-11), 

aber er widerstand ihr mit dem Verweis 
auf das 1. Gebot:
»Du sollst anbeten den Herrn, deinen Gott, 
und ihm allein dienen.« 
so zitiert Jesus sinngemäß 5. Mose 6,13 
und weist damit die dritte Versuchung 
des Teufels zurück. Auch im Prozess gegen 
ihn ließ sich Jesus nicht auf eine Macht
auseinandersetzung mit dem römischen 
Statthalter Pontius Pilatus ein (vgl. Jo-
hannes 19). Ihm kam es auf etwas anderes 
an. Er wollte unter uns Menschen die von 
Menschen gemachten, willkürlichen Hier-
archien einebnen. Denn in ihnen erkannte 
er wie die Propheten die Ursache für Unge-
rechtigkeiten, gegenseitige Verfeindung 
und eine Loslösung von den Geboten. Das 
ist auch der Grund, warum Jesus das Gebot 
der Nächstenliebe mit dem „Schma Jisrael“ 
verbindet:
Das höchste Gebot ist das: »Höre, Israel, 
der Herr, unser Gott, ist der Herr allein, und 
du sollst den Herrn, deinen Gott, lieben von 
ganzem Herzen, von ganzer Seele, von gan-
zem Gemüt und mit all deiner Kraft« Das 
andre ist dies: »Du sollst deinen Nächsten 
lieben wie dich selbst« Es ist kein anderes 
Gebot größer als diese.
Markus 12,29-31
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Nun wird im Markusevangelium (Markus  
10,35-45) eine Auseinandersetzung um  
Oben und Unten in der Jüngerschaft 
geschildert. Die Jünger Johannes und 
Jakobus wollen sich einen Platz im Reich 
Gottes und zwar links und rechts von  
Jesus sichern. Dieses Ansinnen stößt auf 
heftige Kritik bei den anderen Jüngern. In 
diesem Zusammenhang wendet sich Jesus 
mahnend an seine Anhänger:innen:
Ihr wisst, die als Herrscher gelten, halten 
ihre Völker nieder, und ihre Mächtigen tun 
ihnen Gewalt an. Aber so ist es unter euch 
nicht; sondern wer groß sein will unter euch, 
der soll euer Diener sein; und wer unter euch 
der Erste sein will, der soll aller Knecht sein.
Markus 10,42ff

Eine erstaunlich präzise Kurzanalyse auto-
kratischer Machtverhältnisse und eine klare 
Ansage Jesu an seine Anhänger:innen: 
Kopiert bitte nicht die autoritären Herr-
schaftsstrukturen dieser Welt in eurem 
Zusammenleben, in der Gemeinde, in der 
Kirche. Aber das Umgekehrte gilt natürlich 
auch: Wenn Kirche in dieser Weise eine 
demokratische Gestalt gewinnen kann, 
dann muss sie auch Einfluss nehmen auf 
die Herstellung demokratischer, freiheit-
licher Verhältnisse im Staat und seinen 
Gliederungen.

Natürlich bleibt die Frage, ob die frühe Kirche 
in ihrer Gründungszeit dem, was Jesus von 
seinen Anhänger:innen forderte, gerecht 
geworden ist. Der biblische Befund ist da 
widersprüchlich.

Nikolai Ge: Was ist Wahrheit? Christus vor Pilatus

Quelle: Wikipedia
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•	Zum einen bestimmt sich der Aufbau der 
Gemeinde von der Mahlgemeinschaft 
her: die Gleichheit aller, die sich um den 
Tisch des Herrn versammeln (vgl. Apos-
telgeschichte 2). Diese Gleichheit in der 
Verschiedenheit hat ihren Ursprung in 
der Einebnungsfunktion des 1. Gebotes:
Es sind verschiedene Gaben; aber es ist 
ein Geist. Und es sind verschiedene Ämter; 
aber es ist ein Herr. Und es sind verschie-
dene Kräfte; aber es ist ein Gott, der da 
wirkt alles in allen.
1. Korinther 12,4

Was deutlich wird: Die christliche Urge-
meinde unterscheidet sich von der an-
tiken Volksversammlung dadurch, dass 
in der Ekklesia „sich Männer und Frauen, 
Freie und Sklaven, Angehörige verschie-
dener Völker (versammeln)“ 14, während 
zur politischen Volksversammlung nur 
Bürger einer Stadt, eben nur Männer, 
zugelassen waren.

•	Auf der anderen Seite können wir den 
sog. frühkatholischen Briefen wie dem 
1. Petrusbrief entnehmen, dass sich in 
der zweiten und dritten Generation nach 
Christus aufgrund Geschlechterunter-
schieden, gesellschaftlichen Stellungen, 
und Ämterabstufungen (Hirte und die 
Schafe) in den Gemeinden allmählich  
Hierarchisierungen durchgesetzt haben, 
die der grundsätzlichen Gleichheit aller 
Christen widersprachen und sich schnell 
verbanden mit moralischen Restriktionen. 
Daran knüpfen bis heute evangelikale 
Fundamentalisten an.

6. Demokratie und Kirche

Trotz aller inneren Widersprüche, die sich 
auch in der Bibel niederschlagen, steht für 
mich außer Frage: Kirche hat das propheti-
sche Wächteramt in der Gesellschaft wahr-
zunehmen – ganz im Sinne der biblischen 
Propheten Israels. Wenn eine sich an den 
10 Geboten orientierende Rechtsetzung 
gelten soll, wenn sich Menschenwürde aus 
der Gottebenbildlichkeit des Menschen 
ergibt, wenn ein unmittelbarer Zusam-
menhang zwischen Gottesliebe auf der 
einen und Nächsten- und Selbstliebe auf 
der anderen Seite besteht, dann hat Kir-
che eine klare Option für die freiheitliche, 
rechtsstaatliche und soziale Demokratie 
auszusprechen und diese Maßstäbe an sich 
selbst anzulegen. 

Hinzu kommt, dass Demokratie und die 
zwingend dazu gehörende Rechtsstaat-
lichkeit und soziale Gerechtigkeit zwei 
Grundbedingungen der menschlichen 
Existenz gewährleisten kann:
•	 Jeder Mensch ist für das verantwortlich, 

was er anrichtet – im Guten wie im Bösen.  
Er kann sich nicht herausreden wie Adam 
„Die Frau war es“ oder Eva „Die Schlange 
war es“ oder wie Kain „Bin ich meines 
Bruders Hüter?“ (1. Mose 3 und 4). In die-
sem Sinn trägt jeder Mensch ein hohes 
Maß an Verantwortung für das gemein-
schaftliche Leben – unabhängig von seiner  
gesellschaftlichen Stellung. Dabei er-
weisen sich die Gebote als wesentliche 
Wegweisung.

14	 Ekkehard W. Stegemann. Wolfgang Stegemann, Urchristliche Sozialgeschichte. Die Anfänge im Judentum und die Christusgemeinden  

	 in der mediterranen Welt, 2., durchgesehene und ergänzte Auflage, Stuttgart. Berlin. Köln 1995, S.248
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•	Jeder Mensch ist auf die Gnade Gottes  
angewiesen. Darum verbietet sich jede 
Form der Rache (1 . Mose 4, Römer 
12,17-21).

In diesem Sinn ist die Demokratie die der 
biblischen Botschaft, dem Evangelium ge-
mäße Form des staatlichen und gesell-
schaftlichen Zusammenlebens. Darauf hat 
schon Karl Barth in seiner grundlegenden 
Schrift „Rechtfertigung und Recht“ aus 
dem Jahr 1938, also mitten in der Zeit des 
Nazi-Terrors, hingewiesen.
Die Phrase von der gleichen Affinität bzw. 
Nichtaffinität aller möglichen Staatsfor-
men dem Evangelium gegenüber ist nicht 
nur abgenützt, sondern falsch. Daß man in 
einer Demokratie zur Hölle fahren und unter 
einer Pöbelherrschaft oder Diktatur selig 
werden kann, das ist wahr. Es ist aber nicht 
wahr, dass man als Christ ebenso ernst-
lich die Pöbelherrschaft oder die Diktatur 
bejahen, wollen, erstreben kann wie die 
Demokratie.15

Dies geht aber glaubwürdig nur, wenn Kir-
che auch im Innern Demokratie walten 
lässt, wenn sie Gottesdienst, Unterricht, 
Seelsorge als Beitrag zu einem demokra-
tischen, pluralen, gleichberechtigten Mit-
einander versteht. Auch darauf hat Karl 
Barth in seiner Schrift „Christengemeinde 
und Bürgergemeinde“ aus dem Jahr 1946 
hingewiesen:
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Was für ein Unfug, wenn z.B. in einem Land 
und Volk, daß heute die Elemente von Recht, 
Freiheit, Verantwortlichkeit, Gleichheit usw., 
die Elemente der Demokratie von Grund aus 
zu erlernen hat, ausgerechnet die Kirche 
immer noch hierarchischer, immer noch 
bureaukratischer sich zu gebärden für nötig 
hält und in einer Situation zum Hort des 
Nationalismus wird, wo gerade sie sich als 
heilige, allgemeine Kirche darstellen und 
damit auch die deutsche Politik aus einem 
alten Engpaß herauszuführen helfen dürfte! 
Die Christengemeinde darf nicht vergessen: 
sie redet gerade in der Bürgergemeinde 
am unmißverständlichsten durch das, was 
sie ist.16

Der biblische Befund sagt mir, dass Demo-
kratie ein unbedingtes Erfordernis kirch
licher Arbeit in Verkündigung und Diakonie 
sein muss: Demokratie-Bildung als Teil der 
gemeindlichen Arbeit wie Teil der Ausbil-
dung der kirchlichen Mitarbeiter:innen, 
insbesondere was die biblischen Wurzeln 
der modernen Demokratie anbelangt. Dass 
hier Defizite bestehen, sollte uns jeden Tag 
neu beunruhigen – aber besonders zum 
Handeln veranlassen.17 Vor allem gilt es 
zu bedenken, dass nicht nur die Kirche die 
Demokratie stärken kann. Das Umgekehrte 
gilt auch: Demokratie stärkt die Kirche und 
macht sie glaubwürdiger. 

Ich bin nach wie vor der Überzeugung, 
dass wir die Bedeutung des 1. Gebotes als 
„theologisches Axiom“ 18, also als nicht hin-
terfragbare Voraussetzung alles theolo-
gischen Denkens und kirchlichen Wirkens 
viel stärker in den Fokus rücken müssen 
– gerade weil derzeit die Demokratie un-
ter Druck und der Autokratismus auf dem 
Vormarsch ist und weil der wichtigste Bei-
trag, den wir in Blick auf den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine leisten können, 
ist: die freiheitliche Demokratie hier zu 
stärken. Denn vom 1. Gebot (wie übrigens 
vom 4. Gebot) können und dürfen wir kei-
ne autoritären Lebensstrukturen ableiten, 
wohl aber Gottvertrauen herausbilden. 
Somit steht das 1. Gebot quer zu allem, was 
den heutigen Autokratismus ausmacht:

15	 Karl Barth, Rechtfertigung und Recht. Christengemeinde und Bürgergemeinde, Theologische Studien 104, Zürich 1970, S.44/45

16	 Karl Barth, Rechtfertigung und Recht. Christengemeinde und Bürgergemeinde, Theologische Studien 104, Zürich 1970, S. 80

17 	 Arnd Henze hat in seinem Buch „Kann Kirche Demokratie?“ viele Beispiele für diese Defizite aufgeführt.

18 	 Karl Barth, Das erste Gebot als Theologisches Axiom. Vortrag, gehalten in Kopenhagen am 10. März und in Aarhus am 12. März 1933, in: ders.,  

	 Theologische Fragen und Antworten. Gesammelte Vorträge / 3. Band, Zollikon 1957, S.127-143
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•	Nationalismus, auch als Form  
kollektivierten Egoismus,

•	sog. christliche Moral als Kampf-
mittel gegen die Vielfalt von 
Lebensentwürfen,

•	Rassismus, der der gewalttätigen  
Ausgrenzung bestimmter Bevölke-
rungsgruppen dient,

•	ungebremste Bereicherung derer, die 
Autokratismus als Absicherung ihrer 
Pfründe nutzen,

•	Unterdrückung von Bevölkerungs
gruppen aufgrund ihrer Herkunft, 
Religion, sexuellen Orientierung.

Neben dem um sich greifenden nationa-
listischen Autokratismus mit imperialem 
Anspruch, der ideologisch auf den drei 
Säulen: Gott – Nation – Familie basiert, 
wird die Demokratie bedroht durch
•	ungleiche Einkommens- und Lebens-

verhältnisse und damit verbundene 
Abstiegsängste;

•	nihilistisch gewordene Gesellschaften, 
denen die Grundorientierung an Werten 
abhandengekommen ist.
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Hier sehe ich eine große Aufgabe der Kir-
chen. Diese wird sie aber nur wahrnehmen 
können, wenn sie ihre Grundbotschaft 
kommuniziert
•	von der Würde und dem Recht eines 

jeden Menschen als Geschöpf des einen 
Gottes,

•	von der Fehlbarkeit und Endlichkeit des 
Lebens,

•	von der Gnade und Barmherzigkeit 
Gottes, die in Jesus Christus lebendig 
geworden ist;

•	von Jesu Option für Gerechtigkeit, Ge-
waltlosigkeit, Ehrfurcht vor dem Leben;

•	vom Spannungsbogen zwischen Freiheit 
und Bindung, der die Verantwortung 
eines jeden Menschen herausfordert;

•	vom 1. Gebot als Grundlage für ein und 
Befreiung zu einem demokratischen 
Miteinander.

Das müssen wir dem um sich greifenden 
Nihilismus in den westlichen Gesellschaften 
entgegensetzen.19 Dieser ist zumindest in 
Deutschland eine der gesellschaftspoli-
tischen Folgen des Bedeutungsverlustes 
der Kirchen.

7. Die Auseinandersetzung mit der AfD

Von den beschriebenen Grundpositi-
onen aus haben wir als Kirche sehr klar 
und deutlich eine Partei wie die AfD zu 
kritisieren und uns offensiv mit ihren 
Wähler:innen auseinandersetzen. Denn 
politische Bedeutung gewinnt eine Partei 
nicht aus sich heraus, sondern durch die, 
die sie wählen. Die Wähler:innen der AfD 
sind verantwortlich für den Aufstieg der 
Rechtsnationalisten. Diese Auseinander-
setzung ist nicht nur zu führen, indem 
wir „zuhören“, die Ängste und Sorgen der 
Menschen ernstnehmen. Als Kirche haben 
vor allem aufzuzeigen, worin die Ideologie 
der Rechtsnationalisten den Grundlagen 
des Glaubens und einem menschlichen 
Miteinander widersprechen. Das ist auch 
deswegen so wichtig, weil es innerhalb 
des Christentums Tendenzen gibt, dem 
Rechtsnationalismus ideologisch den Boden 
zu bereiten. Wirtschaftlich potente und 
politisch einflussreiche evangelikale Grup-
pierungen in den USA sowie die russisch-
orthodoxe Kirche in Russland sehen die 
eigenen Moralvorstellungen in der MAGA- 
Bewegung wie im autoritären System 
Putins gewahrt: militanter Kampf gegen 
Abtreibung, Homophobie, traditionelles 
Familienbild: Vater-Mutter-Kinder, reli-
giös überhöhter Nationalismus, Kampf 
gegen Satanismus und Globalismus. Dass 
sich aber im Schatten dieser Ideologie 

19	 Ich verweise hier auf einen Artikel von Daniel Marwecki in der Wochenzeitung „DIE ZEIT“ Nr. 5 vom 29.01.2026 „Die historische Mindestaufgabe für die  

	 deutsche Politik lautet, Europa als strategisch autonomen, verteidigungsfähigen, aber nicht aggressiven Pol in der Welt zu positionieren. Das ist schwer.  

	 Gleichzeitig aber steckt in dieser Idee der Keim einer politischen Vision, wie sie den nihilistisch gewordenen Abstiegsgesellschaften des alten Kontinents  

	 so fehlt.“ https://epaper.zeit.de/webreaderv3/index.html#/951257/40

20 	https://wolff-christian.de/niemand-soll-sagen-koennen-er-oder-sie-habe-das-nicht-gewusst-auszuege-ausdem-afd-programm/
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pure Bereicherungspolitik und Abbau al-
ler Freiheitsrechte vollziehen, hält diese 
Gruppierungen nicht davon ab, die „Führer 
der Bewegung“ messianisch zu beweihräu-
chern. Es ist dringend erforderlich, dass wir 
in unserer Arbeit den biblischen Befund 
verbinden mit politischer Analyse und 
gesellschaftspolitischer Verantwortung 
– und zwar weniger in den Gremien als 
vielmehr im möglichst analogen Diskurs 
mit Menschen, Vereinen, Institutionen vor 
Ort. Darum möchte ich zum Schluss auf 
das AfD-Programm für Sachsen-Anhalt 
verweisen.20 Dieses zeichnet sich durch 
drei Dinge aus:

1. Wesentliche Grundrechtsartikel des 
Grundgesetzes werden nicht nur in Frage 
gestellt; es wird ihre Abschaffung bzw. 
grundlegende Veränderung gefordert: Un-
antastbarkeit der Würde des Menschen 
(Art. 1), Religionsfreiheit, Recht auf Asyl 
(Art. 16). Den „Kirchensteuerkirchen“ wird 
der Kampf angesagt, „weil die großen Kir-
chen nicht mehr den christlichen Glauben 
pflegen, sondern die Regenbogenideologie“.

2. Die AfD setzt sich mit dem Volk gleich: 
„Am 6. September wählen noch nicht die 
Altparteien ein neues Volk, wenn sie es auch 
gerne wollten, sondern das Volk, also wir, 
entscheiden, welche Parteien unsere In-
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teressen vertreten sollen.“ … „Dass es uns 
überhaupt gibt, zeigt, dass die Demokratie 
noch funktioniert. … Wenn es uns nicht 
mehr gibt, ist die Demokratie tot. Dann 
haben wir die Diktatur der Altparteien.“ 
Diese Haltung ist typisch für alle rechtsra-
dikalen Parteien: Ihre Existenz machen sie 
zur Bedingung für das, was sie „Demokratie“ 
nennen. Wenn es sie nicht gibt, dann hat 
das Volk nichts mehr zu sagen und dann 
gibt es auch keine Demokratie mehr. Klar, 
dass von dieser Position aus es gar nicht 
mehr darauf ankommt, ob die Partei eine 
Mehrheit der Wähler:innenstimmen auf 
sich vereinigen kann oder nicht. Wenn 
nicht, dann ist die Wahl gefälscht. Wer 
nun meint, dass sei überinterpretiert, dem 
möchte ich nur darauf hinweisen: Wir ver-
fügen über eine doppelte Blaupause: die 
Entwicklung in Deutschland hin zum Na-
tionalsozialismus nach 1929 und die Zer-
störung der amerikanischen Demokratie 
durch die Trump-Administration.

3. Alle Fehlentwicklungen in der Gesell-
schaft werden in dem Programm zurück-
geführt auf die Migration. Unabhängig von 
Grundrechten und Rechtsstaatlichkeit will 
die AfD die umfassende „Remigration“ von 
Menschen, die in den vergangenen Jahren 
Schutz gesucht haben, und unabhängig 
von ihrem jeweiligen Rechtsstatus.

8. Schlussbemerkung

Als Kirche sollten wir unmissverständlich 
und von den biblischen Grundlagen her 
jede Form autokratischer Systeme inner-
halb der Kirchen und Gesellschaften als 
Widerspruch zum 1. Gebot und zur Botschaft 
Jesu ablehnen – weniger deklamatorisch, 
als vielmehr vor Ort und durch menschen-
nahe Seelsorge: den Menschen den Rücken, 
ihr Selbstbewusstsein stärken durch ein 
getröstetes Gottvertrauen. Wir haben uns 
für die freiheitlich, rechtsstaatliche, soziale 
Demokratie einzusetzen, ohne uns mit 
bestimmten politischen Parteien oder Re-
gierungen gemein zu machen. Denn der 
Einsatz für die Demokratie in Kirche und 
Gesellschaft hat nichts mit einer Politi-
sierung der Kirche, sondern ganz viel mit 
einer biblischtheologischen Ausrichtung 
kirchlicher Arbeit in Verkündigung, Seel-
sorge und Diakonie zu tun.

Christian Wolff, Pfarrer i.R. 

info@wolff-christian.de 

www.wolff-christian.de
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„Ohne Dialog fliegen uns Gesellschaft 
und Kirche auseinander“
Das Projekt „Kirche stärkt Demokratie“ in Mecklenburg-Vorpommern
Thorid Schmelter und Karl-Georg Ohse

Mit dem Projekt „Kirche stärkt Demokratie“  
begegnet die evangelische Kirche in 
Mecklenburg-Vorpommern seit 2010 dem 
zunehmenden Rechtsextremismus in 
ihren Gemeinden, wie auch demokratie
skeptischen Tendenzen in der kirchlichen 
Mitarbeiterschaft.

Die evangelischen Kirchen und ihre Ge-
meinden in Mecklenburg-Vorpommern 
werden seit 1989/90 mit vielen, auch für 
sie neuen und ungewohnten gesellschaft-
lichen Fragen konfrontiert. Auch wenn 
Christ:innen treibende Kräfte der „Fried-
lichen Revolution“ waren, sind weder alle 
Mitglieder und Mitarbeitenden überzeugte 
Demokrat:innen geworden, noch haben 
sich automatisch kirchliche Strukturen für 
mehr Partizipation und mehr Mitbestim-
mung geöffnet. Nach dem Abklingen der 
Einheitseuphorie wurde schnell spürbar, 
dass die neue Ordnung mehr Veränderun-
gen mit sich bringt, als vielen Menschen lieb  
und verkraftbar war. Massenarbeitslo-
sigkeit, der Exodus vieler, meist gut aus-
gebildeter (weiblicher) Menschen, das 
Zusammenbrechen sozialer Bezüge und 
Bezugspunkte trafen auf Orientierungs- 
und Hoffnungslosigkeit. Die sog. „Base-
ballschlägerjahre“ offenbarten ein Maß 
an Gewalt und Rassismus, dass in den Po-
gromen von Rostock-Lichtenhagen 1992 
seinen brutalsten Ausdruck fand. Rechts-
extreme Kameradschaften dominierten 
die Jugendkultur und versuchten, sich in 
„national befreiten Zonen“ auszuleben und 
alles ihnen „Artfremde“ wegzuschlagen.

15 Jahre „Kirche stärkt Demokratie“

Eine Antwort auf die rechtsextreme „Land-
nahme“ war das Projekt „Kirche stärkt De-
mokratie“ (https://kirche-demokratie.de). 
2010 beantragte das Landesjugendpfarr-
amt der ehemaligen mecklenburgischen 
Landeskirche im neuen Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ Mittel, 
um die Menschenrechts- und Demokratie
arbeit der Landeskirche voranzubringen. 
Seit 2014 sind die Ausbildung von haupt- 
und ehrenamtlichen Multiplikator:innen 
sowie die Beratung von Kirchengemeinden 
und -leitungen Schwerpunkte des Projekts 
„Kirche stärkt Demokratie“. Gemeinsam 
mit externen Partnern wurden über 500 
Menschen qualifiziert und begleitet. Sie 
leisten nicht nur für Kirchengemeinden 
wertvolle Arbeit, organisieren Kulturan-
gebote, stoßen politische Diskussionen 
an oder engagieren sich für diskriminierte 
Menschen, sondern repräsentieren kirch-
liche Stimmen in gesellschaftlichen Bünd-
nissen und Diskursen. Im Mittelpunkt der 
Projektarbeit steht die Frage, wie sich die 
Kirche in Mecklenburg und Pommern zu 
gesellschaftlichen Fragen positioniert und 
wie Kirchengemeinden das Leben in Dörfern 
und Städten mitgestalten können. 

Hohe Beratungs- und Fortbildungs-
nachfrage aus den Gemeinden

Die Auseinandersetzungen über den Um-
gang mit der Pandemie und die zuneh-
mende Polarisierung gesellschaftlicher 
Debatten seit 2020 haben zu einer hohen 
Beratungs- und Fortbildungsnachfrage aus 
den Gemeinden geführt. Denn Kirchenge-
meinden leben nicht im unpolitischen Raum. 
Mit unterschiedlichen Dialogformaten und 
begleitenden Qualifizierungen, 2023 und 
2024 zur Dialogmethode „Council“, unter-
stützt das Projekt Versuche, Dialogräume 
zu öffnen und zu gestalten. Ob im „Niko-
laiquartett“ Rostock, in der Erzählkirche 
in Sietow, auch über Zoom oder in der 
Begleitung des „Bündnisses für Zusam-
menhalt“ in Neubrandenburg: Kirche po-
sitioniert sich und wird als unverzichtbarer  
Ort des Nachdenkens und des Gesprä-
ches auch von vielen Nichtchrist:innen 
ernstgenommen.

„Kirche stärkt Demokratie“ beim Aktionstag im Landtag

Foto: Karl-Georg Ohse
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Mit dem Aufkommen der sogenannten 
Corona-Spaziergänge und den Diskussio-
nen um eine Impflicht hatte sich das ge-
sellschaftliche Klima weiter aufgeladen. 
Leider war auch unter einigen kirchlichen 
Mitarbeiter:innen nicht nur eine impfkri-
tische, sondern auch eine demokratie
skeptische Haltung zu verzeichnen, die sich 
z.T. in verschwörerischen Annahmen ver-
stieg. Der Umgang mit diesen Verschwö-
rungserzählungen und die Abgrenzung zu 
rechtsextremen Instrumentalsierungen 
des Protestes waren und bleiben deshalb 
wichtige Themen des Projektes.

Dialog über persönliche Ängste und 
Perspektiven

Mit der Aufforderung „Ich hör dann mal 
zu!“  wagte „Kirche stärkt Demokratie“ 
im Frühjahr 2020 via Zoom für 4 Aben-
de ein Experiment. Vor den Bildschirmen 
versammelten sich Befürworter:innen 
und Skeptiker:innen der Coronapolitik. 
Mit strikten Gesprächsregeln gelang es, 
Menschen mit unterschiedlichsten Erfah-
rungen und Deutungen in den Dialog über 

ihre persönlichen Ängste und Perspek-
tiven zu bringen. Anders als in dem von 
uns begleiteten Format „Nikolaiquartett“ 
in Rostock standen hier weniger der wis-
senschaftliche Blick auf Sinn bzw. Unsinn 
der Maßnahmen als vielmehr deren Aus-
wirkungen für das persönliche und ge-
sellschaftliche Miteinander im Fokus. Für 
uns und alle Teilnehmer:innen war es eine 
spannende Erfahrung, bewertungslos zu-
hören zu dürfen oder zu müssen.

Eine Erfahrung, die wir auch in un-
serer Fortbildungsreihe „An Konflikten 
wachsen“ an drei Wochenenden machten. 
Kirchenvorstände und MitarbeiterInnen 
einer diakonischen Einrichtung arbeiteten 
an Themen und Konflikten, die sie in ihren 
Gemeinden oder bei ihrer Arbeit erleben. 
Mit der Council-Methode haben wir einen 
Weg vermittelt, der allen Beteiligten Raum 
gibt, eigene Sichtweisen zu formulieren, zu 
reflektieren und diese durch andere ge-
spiegelt zu bekommen – ein Vorgehen, das 
auch in Kirchengemeinderatssitzungen zu 
konstruktiven Auseinandersetzungen und 
Problemlösungen beitragen kann.

Die Council-Methode

Beim Council geht es darum, voneinander 
zu hören und dadurch zu einem besseren  
Verständnis füreinander zu kommen. Die 
Teilnehmenden sitzen dabei im Kreis, 
sodass man ein Gegenüber hat und eine 
gemeinsame Mitte teilt. Es gibt Vereinba-
rungen darüber, wie wir von uns erzählen 
und hören.  Dabei bleibt alles Gesagt und 
Gehörte „im Raum“. 

Council ist zwar keine Konfliktinter-
ventionsmethode, kann aber den „Druck aus 
dem Kessel nehmen“ und einer stärkeren 
Eskalation vorbeugen. Council fördert das 
gegenseitige Verständnis, weil Menschen 
die Möglichkeit bekommen, ihre Geschich-
ten zu teilen. Ihre Sorgen, Anliegen und 
Wünsche werden gehört. Da es ganz ver-
schiedene Formen von Council gibt, kön-
nen z.B. auch geistliche Themen und bib-
lische Texte besprochen werden. Diese Art 
und Weise des Zusammenseins bietet die 
Chance, Räume des Austausches und des 
Verstehens zu öffnen und religiöse, wie 
auch gesellschaftliche Diskurse dialogisch 
und konstruktiv zu fördern.

Stand auf dem Anti-Rechts-Festival „Jamel rockt den Förster“ 2025

Foto: Karl-Georg Ohse

Abgrenzung zu rechtsextremen  
Instrumentalsierungen des Corona-Protestes

ThemaThema DemokratieDemokratie
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Wir sind nicht alleine

„Kirche stärkt Demokratie“ ist Gott sei Dank 
nicht das einzige Projekt, dass sich für 
Demokratie und gegen „autoritäre Ver-
suchungen“ in der Kirche engagiert. Viele 
Gemeinden positionieren sich seit Jahren 
gegen Rechtsextremismus und Menschen-
feindlichkeit. 2011 haben sich viele dieser 
couragierten Personen und Initiativen zur 
ökumenischen Bundesarbeitsgemein-
schaft „Kirche und Rechtsextremismus“ 
(BAGKR) zusammengeschlossen und haben 
wichtige Impulse für die beiden großen 
Kirchen gesetzt. Nicht zuletzt der BAGKR 
ist es zu verdanken, dass die EKD 2022 die 
umfangreiche Studie „Zwischen Nächs-
tenliebe und Abgrenzung“ zur politischen 
Kultur im deutschen Protestantismus he-
rausgegeben hat. Im Bereich der Nordkirche 
gibt es seit 15 Jahren das Forum „Kirche 
und Rechtsextremismus im Norden“, das 
Menschen ermutigt, für Demokratie und 
Menschenfreundlichkeit einzustehen. 
Seit 2023 gibt es zudem einen Koopera-
tionsverbund kirchlicher Projekte, die im 
Bundesprogramm „Zusammenhalt durch 
Teilhabe“ arbeiten und insbesondere in 
den diakonischen Einrichtungen aktiv 
sind. Auch „Kirche stärkt Demokratie“ ist 
Teil dieser Netzwerke und profitiert von 
den Erfahrungen und Expertisen anderer 
Projekte.

Kampagnenflag „Antifaschistische Kirche”  

vor der Rostocker Petrikirche

Foto: Karl-Georg Ohse
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Aktuell arbeitet das kleine Team von „Kirche 
stärkt Demokratie“ an Formaten, die Span-
nungen und Konflikte kreativ bearbeiten 
und die Streit- und Gesprächskultur in den 
Gemeinden weiterentwickeln. Gerade im 
Jahr der Landtagswahl ist das ein aktiver 
Beitrag der Kirchengemeinden, um das 
gesellschaftliche Miteinander in Mecklen-
burg-Vorpommern zu entspannen.

Thorid Schmelter ist Sozialarbeiterin und 

seit 2020 Referentin im Projekt „Kirche 

stärkt Demokratie“ im Sprengel Mecklen-

burg und Pommern der Nordkirche.  

 

Karl-Georg Ohse ist Stukkateur, Sozialpä-

dagoge, Mediator, Supervisor, Mitglied im 

Sprecher:innenrat der Bundesarbeitsge-

meinschaft „Kirche und Rechtsextremis-

mus“ und Leiter des Projekts „Kirche stärkt 

Demokratie“. 

 

Der Beitrag erschien zuerst in  

Evangelische Aspekte 1/2026.  

Abdruck mit freundlicher Genehmigung.

 

Förderung der Streit- und Gesprächskultur  
in den Gemeinden
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Raum geben. Stimme hören.  
Demokratie erleben.
Jana Preuß

„Zu Demokrat:innen werden wir nicht ge-
boren. Zu Demokrat:innen werden wir 
durch Erziehung und Bildung – durch 
nachhaltige Prozesse in Kindheit und Ju-
gend, die unsere Kompetenzen prägen 
und unseren Erfahrungen Bedeutung ver-
leihen.“ Mit diesem Gedanken beschreibt 
Wolfgang Edelstein einen zentralen Kern 
demokratischer Bildung: Demokratie 
entsteht nicht allein durch Wissensver-
mittlung, sondern durch Erfahrungen. 
Menschen entwickeln demokratische Hal-
tungen dort, wo sie gehört werden, mit-
gestalten können und erleben, dass ihre 
Stimme zählt.

Diese Perspektive bildete auf dem 
Hauptamtlichentreffen der ESG in Plön 
den Ausgangspunkt des Workshops 
„Raum geben. Stimme hören. Demokratie 
erleben.“, der sich mit der Frage beschäf-
tigte, wie die Beteiligung junger Men-
schen gestärkt und ihr demokratisches 
Engagement gefördert werden kann. 
Gerade angesichts aktueller nationaler 
und internationaler Krisen, wachsender 
gesellschaftlicher Polarisierung und einer 
zunehmenden Distanz vieler junger Men-
schen zu politischen Prozessen gewinnt 
diese Frage immer mehr an Bedeutung.

Studien zeigen, dass die Zustimmung 
junger Menschen zur Demokratie eng damit 
verbunden ist, wie stark sie sich mit der 
Gesellschaft, in der sie leben, verbunden 
fühlen. Gleichzeitig äußern viele junge 
Menschen große Unzufriedenheit mit po-
litischen Verhältnissen und erleben gesell-
schaftliche Entwicklungen als kaum beein-
flussbar. Ohnmachtsgefühle, Einsamkeit 
und das Gefühl mangelnder Wirksamkeit 
prägen den Alltag vieler Jugendlicher und 
junger Erwachsener. Demokratie erscheint 
dadurch häufig abstrakt und weit entfernt.

Zu Beginn des Workshops stand die Frage 
an die Teilnehmenden: „Demokratie be-
ginnt, wenn …?“ Jede:r bekam die Möglich-
keit, diesen Satz mit eigenen Erfahrungen 
und Perspektiven zu ergänzen. Schon in 
dieser ersten Runde zeigte sich, dass De-
mokratie für viele Menschen nicht zuerst 
mit Institutionen oder Wahlen verbunden 
ist, sondern mit alltäglichen Erfahrungen: 
Dort, wo sich Menschen begegnen und 
miteinander ins Gespräch kommen, wo 
man einander zuhört und sich gegenseitig 
ernst nimmt, wo Konflikte fair ausgetragen 
werden und Dialogräume offenbleiben, 
dort beginnt gelebte Demokratie.

Auch der Blick in die eigene Biografie 
konnte Aufschluss darüber geben, wie wir 
auf demokratische Prozesse schauen und 
welche Haltung wir einnehmen. Fragen 
wie „Gab es jemanden, der mir zugehört 
hat?“, „Wo durfte ich mitentscheiden?“ 
oder „Wo habe ich gelernt, Widerspruch 
auszuhalten?“ eröffneten persönliche Re-
flexionen über prägende Erfahrungen in 
Familie, Schule, Kirche, Jugendgruppen 
oder Vereinen.

Viele Teilnehmende berichteten, dass de-
mokratische Haltungen vor allem dort ent-
standen sind, wo Erwachsene Vertrauen 
geschenkt, Verantwortung übertragen und 
Mitgestaltung ermöglicht haben. Gleich-
zeitig erinnerten sich viele auch an Er-
fahrungen von Ohnmacht oder fehlender 
Beteiligung. Gerade diese Spannungen 
machten sichtbar, dass Demokratie nicht 
selbstverständlich entsteht, sondern Räume 
benötigt, in denen Beteiligung praktisch 
erfahren werden kann.

Zusammenfassend ließ sich fest-
stellen, dass die wenigsten Menschen zu 
Demokrat:innen geworden sind, weil ihnen 
politische Systeme erklärt wurden. Demo-
kratische Haltungen entstehen vielmehr 
dort, wo Menschen erfahren, dass ihre 
Meinung zählt, Konflikte ausgehalten 
werden und Verantwortung übernommen 
werden kann. Zuhören, Mitentscheiden, 
Vertrauen, Verantwortung und auch Be-
grenzung sind zentrale Erfahrungen de-
mokratischer Bildung.

In gesellschaftlichen Debatten wird 
häufig gefordert, politische Bildung stärker 
auszubauen. Diese Forderung ist wichtig, 
greift jedoch zu kurz, wenn junge Men-
schen Demokratie in ihrem Alltag nicht er-
leben können, weil vorhandene Strukturen 
demokratische Beteiligungsprozesse oft 
nicht vorsehen oder zulassen. Wenn junge 
Menschen erleben, dass ihre Beteiligung 
keine oder nur geringe Wirkung entfaltet, 
entwickelt sich häufig auch keine emotio-
nale Bindung an demokratische Prozesse.
Demokratie zu erleben bedeutet deshalb, 
Räume zu schaffen, in denen junge Men-
schen Verantwortung übernehmen, Kon-

Koppelsberger Spielekartei  

https://koppelsberger-spielekartei.de/



22

1+2 2026   

flikte austragen, Unterschiede aushalten 
und Kompromisse entwickeln können. 
Demokratie heißt nicht Harmonie, son-
dern die Fähigkeit, mit Verschiedenheit 
umzugehen, Minderheiten zu schützen 
und gemeinsam tragfähige Lösungen zu 
finden.

Methodenvielfalt

Demokratiebildung ist nicht auf politische 
Projekte beschränkt, sondern zeigt sich im 
alltäglichen Miteinander. Um solche Pro-
zesse anzuregen und zu begleiten, wurden 
unterschiedliche Methoden und Materialien 
vorgestellt und ausprobiert.

Ein niedrigschwelliger Einstieg ge-
lingt beispielsweise mit dem „Werte-ABC“. 
Die Teilnehmenden sammeln zu jedem 
Anfangsbuchstaben des Alphabets Be-
griffe und Werte rund um Demokratie, 
Zusammenleben und gesellschaftliche 
Verantwortung. Anschließend stellen sie 
sich ihre Begriffe gegenseitig vor. Die Me-
thode eröffnet Gespräche über persönliche 
Haltungen und gemeinsame Wertevorstel-
lungen und eignet sich besonders gut für 
den Einstieg in Gruppenprozesse.

Die „Werte- und Demokratiekarten“ 
ermöglichen eine vertiefte Auseinander-
setzung mit demokratischen Grundhal-
tungen. Die Teilnehmenden setzen sich 
mit unterschiedlichen Wertvorstellungen 
auseinander, diskutieren Prioritäten und 
reflektieren eigene Positionen. Gerade in 
heterogenen Gruppen entstehen dabei 
intensive Gespräche über Freiheit, Gerech-
tigkeit, Solidarität oder Verantwortung.

Spielerische und erlebnisorientierte 
Zugänge bietet die „Koppelsberger Spiele-
kartei“ der Jungen Nordkirche. Die ent-
haltenen Übungen fördern Kooperation, 

Kommunikation und Vertrauen innerhalb 
von Gruppen. Demokratische Kompetenzen 
werden dabei nicht theoretisch vermittelt, 
sondern in gemeinsamen Erfahrungen 
sichtbar gemacht.

Außerdem wurde das „GG20-Spiel“ der 
Evangelischen Akademie der Nordkirche 
vorgestellt. Dieses Kartenspiel beschäftigt 
sich mit den Grundrechten des Grund-
gesetzes. Spielerisch setzen sich die Teil-
nehmenden mit demokratischen Grund-
rechten auseinander und übertragen diese 
auf ihre Lebensrealität. Dadurch werden 
abstrakte Inhalte greifbar und lebensnah. 
Das Spiel vermittelt, welche Werte im 
Grundgesetz verankert sind und warum 
Grundrechte für das gesellschaftliche Zu-
sammenleben zentral bleiben. Besonders 
spannend ist dabei die Frage, was die 
Grundrechte mit dem eigenen Leben zu 
tun haben.

Das „Demokratiebarometer“ wiederum 
lädt dazu ein, Position zu beziehen. Teil-
nehmende ordnen sich zu Aussagen oder 
Fragestellungen im Raum ein und kommen 
miteinander ins Gespräch. Unterschiedliche 
Meinungen werden sichtbar, Diskussionen 
entstehen und die Fähigkeit zum Perspektiv-
wechsel wird gestärkt.

Ein weiterer Baustein zur Demokratie-
bildung war die Vorstellung des Kartensets 
zum Thema Kinderrechte „Lass uns darüber 
sprechen“. Dabei ging es um Wertevermitt-
lung, Schutz und Förderung sowie um die  
Frage, wie junge Menschen ihre Beteili-
gungsrechte erkennen und wahrnehmen 
können. Kinder und Jugendliche sollen 
befähigt werden, für sich selbst und an-
dere einzustehen und ihre Interessen zu 
vertreten.

Fazit

Ob in der Kinder- und Jugendarbeit, in 
unserer Kirche, in Schulen oder Verbän-
den – wir alle tragen eine besondere 
Verantwortung: Wir können geschützte 
Erfahrungsräume schaffen, in denen Be-
teiligung praktisch gelebt wird – durch 
Mitbestimmung, Verantwortungsüber-
nahme, gemeinschaftliches Handeln und 
die Erfahrung von Selbstwirksamkeit. Wer 
früh erlebt, dass Engagement Wirkung 
entfaltet, entwickelt Vertrauen in demo-
kratische Prozesse und die Bereitschaft, 
Gesellschaft aktiv mitzugestalten.

Demokratiebildung bedeutet deshalb 
weit mehr als politische Wissensvermitt-
lung. Sie bedeutet, junge Menschen zu 
stärken, ihnen Räume zu eröffnen und sie 
als handelnde Subjekte ernst zu nehmen. 
Denn Demokratie bleibt nur lebendig,  
wenn Menschen erleben, dass sie dazu-
gehören, mitgestalten dürfen und Ver-
antwortung übernehmen können. Oder 
anders gesagt: Demokratie beginnt dort, wo 
junge Menschen nicht nur gefragt werden, 
sondern wo ihre Stimme tatsächlich etwas 
verändert.

Jana Preuß ist Jugendbildungsreferentin 

Junge Nordkirche, Rostock
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Umgang mit Minderheiten- 
rechten zur Stärkung der Demokratie
Referat in Kiel am 25.02.2026
Anke Spoorendonk (SSW) Ministerin a.D.

Minderheitenpolitik wird klassisch als ein 
Politikfeld gesehen, bei dem es darum geht, 
das Verhältnis zwischen Nationen auszu-
tarieren. Aus dieser Sicht werden nationale 
Minderheiten zuerst als potentielles Kon-
fliktpotential betrachtet oder bestenfalls 
als einen positiven Beitrag zur kulturellen 
Vielfalt einer Region. Dabei wird außeracht 
gelassen, dass die Wahrung von Minder-
heitenrechten Ausdruck für den Stand der 
Demokratie in einer Gesellschaft ist. 

Konkret können Minderheiten viel 
mehr leisten. Sie können als Brückenbauer 
fungieren, die nicht nur Kulturelles verbin-
den, sondern auch die politische Kultur und 
den gesellschaftlichen Wandel prägen. Dies 
ist insbesondere dort der Fall, wo nationale 
Minderheiten in Grenzregionen politische 
Faktoren sind. Veranschaulichen lässt sich  
dies am Südschleswigschen Wählerver-
band (SSW), der seit seiner Gründung 1948 
die dänische Minderheit und einen Teil der 
friesischen Bevölkerungsgruppe politisch 
vertritt: Im Deutschen Bundestag, im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag und 
in vielen kommunalen Parlamenten im 
nördlichen Teil von Schleswig-Holstein. 
Zentrale Aufgabe des SSW ist bis heute die 
Wahrnehmung der Interessen der beiden 
ansässigen autochthonen Minderheiten in 
Schleswig-Holstein.

Die Auffassung dieser Aufgabe hat 
sich im Laufe der Jahrzehnte natürlich 
gewandelt. Während unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg eine diskutierte 
Wiedervereinigung mit Dänemark im Mit-
telpunkt stand, wurde der Fokus in den 
1950’er Jahren auf die Sicherung möglichst 
guter Lebensbedingungen für die dänische 
und friesische Bevölkerung vor Ort gelegt. 
Seit den 1970’er Jahren wuchs zudem die  
Einsicht, dass die Angehörigen der Min-

derheiten von allen politischen Fragen 
ebenso betroffen sind wie die Mehrheits-
bevölkerung. Heute sieht sich der SSW 
als moderne Minderheitenpartei, die sich 
für die Gleichstellung von Mehrheit und 
Minderheit in der Gesellschaft als Ganzes 
einsetzt. Moderne Minderheitenpolitik 
ist somit auch Friedenspolitik, weil eine 
Gesellschaft nur, wenn sie die Gleichwer-
tigkeit von Minderheiten anerkennt, mit 
sich selbst in Frieden leben kann. Dabei 
orientiert sich der SSW angesichts seiner 
starken kulturellen Bindung an Dänemark 
ganz natürlich auch im politischen Bereich 
stark an den dänischen Gegebenheiten. 
Wichtig zu verdeutlichen ist mir aber, dass 
es dem SSW nicht um dänische Tagespoli-
tik, sondern um herausragende Merkmale 
der dänischen Gesellschaft geht. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit sei hier 
hervorgehoben:
•	Eine politische Kultur des Dialogs und 

Ausgleichs, die auch Oppositionsparteien 
nicht grundsätzlich von der politischen 
Einflussnahme ausschließt

•	Starke Kommunen und die Förderung 
einer bürgernahen Demokratie 

•	Eine ausgeprägte Tradition der Volks- 
bildung

•	Eine Wohlfahrtstaatlichkeit skandina
vischer Prägung

Da eine Darstellung der Geschichte des SSW 
und der dänischen Minderheit den Rahmen  
dieses Beitrages sprengen würde, beschrän-
ke ich mich auch hier auf einige Stichworte:
•	Die dänische Minderheit entstand als 

organisierte Minderheit nach der Volks-
abstimmung 1920, die dazu führte, dass 
Nordschleswig Teil Dänemarks wurde, 
während südlich der deutsch-dänischen 
Grenze eine dänische Minderheit ent-

stand  mit Vereinen, Schulen und weiteren 
Institutionen

•	Die dänische Minderheit überstand die 
Nazizeit und den Zweiten Weltkrieg. Sie 
wurde als Gruppe nicht verfolgt; An-
gehörige der Minderheit erlebten aber 
Diskriminierung und Verfolgung.

•	Nach 1945 entstand neben der dänischen 
Minderheit eine dänische Bewegung – 
getragen von Menschen, die Teil der dä-
nischen Gemeinschaft werden wollten.  
Man spricht hier zurecht von „Pull and 
Push“ Faktoren. Viele kamen aus der Ar-
beiterbewegung, weil sie den Glauben an 
eine deutsche Demokratie verloren hatten. 
Das war auch der Anfang der dänischen 
Geschichte meiner Familie.

•	Daraus entstand ein starker Zulauf zur 
dänischen Minderheit mit ganz neuen 
Herausforderungen: Wachsende Zahlen 
an Schülerinnen und Schülern; viel mehr 
Mitglieder in den Vereinen der Minderheit. 
Vieles musste neu organisiert und durch-
dacht werden.

•	Der SSW entstand 1948 auf Geheiß der 
britischen Militärregierung. Sie stellte 
die Forderung auf, dass die politische 
Dimension der Minderheit in einer Partei 
zu organisieren sei. Für die Zukunft der 
dänischen Minderheit erwies sich diese 
Auflage als Glücksfall.

•	Politische gesehen waren die Jahre nach 
1945 schwierige Jahre für die dänische 
Minderheit. Mit Antritt der ersten CDU- 
geführten Landesregierung 1950, die 
übrigens mit Paul Pagel nur einen Minis-
ter hatte, der nicht zuvor Mitglied der 
NSDAP (!) gewesen war, wurde die Min-
derheit einer Politik der „Nadelstiche“ 
ausgesetzt.
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•	Der Konflikt spitzte sich zu, als der SSW 
nach den Landtagswahlen 1954 wegen 
der 5% Klausel – mit einem Stimmanteil 
von 40.000 Stimmen – nicht mehr im 
Landesparlament vertreten war.

•	Der politische Konflikt um die 5% Klausel 
und eine mögliche Befreiung des SSW 
von dieser Hürde zog weite Kreise. Schon 
1953 hatte der SSW sein Bundestags-
mandat wegen der 5% Klausel verlo-
ren, während die deutsche Minderheit in 
Dänemark mit gut 10.000 Stimmen im 
gleichen Jahr erstmals nach 1945 wieder 
in das dänische Folketing einzog.

•	Der Konflikt um die Rechte der Minder-
heiten im deutsch-dänischen Grenz-
land wurde dadurch zu einem deutsch-
dänischen Konflikt, dessen Lösung nicht 
vorhersehbar war.

•	Der Durchbruch kam, als die Aufnahme  
der Bundesrepublik in die NATO 1954-
1955 anstand, denn Dänemark war 
Gründungsmitglied der NATO und hätte  
theoretisch gegen die deutsche NATO-
Mitgliedschaft Einspruch erheben können. 
Stattdessen aber griff Bundeskanzler 
Adenauer die Steilvorlage des dänischen 
Staatsministers auf, als H.C. Hansen sinn-
gemäß hervorhob, dass dieselben demo-
kratischen Grundwerte, die in der NATO 
verankert waren, auch für das Zusam-
menleben von Mehrheit und Minderheit 
im deutsch-dänischen Grenzland Gültig-
keit hätten. Die Bonn- Kopenhagener 
Erklärungen wurden am 29.März 1955 
unterzeichnet. Sie gelten seitdem als 
Fundament der Minderheitenregelungen 
im deutsch-dänischen Grenzland.

Noch heute basieren die Rechte der Minder-
heiten auf den damals vereinbarten Erklä-
rungen – zwei gleichlautende nationale 

Erklärungen, die nach langer Verhandlung 
von Konrad Adenauer und H.C.Hansen un-
terzeichnet wurden. Die Bonner Erklärung 
betrifft die dänische Minderheit, während 
sich die Kopenhagener Erklärung auf die 
deutsche Minderheit bezieht.

Die Bonn-Kopenhagener Erklärungen 
gestehen den Angehörigen der Minder-
heiten dieselben grundrechtlich geregel-
ten staatsbürgerlichen Rechte zu, wie allen  
anderen Bürgern. Sie schreiben die Be-
kenntnisfreiheit fest – eine wichtige Grund-
säule der Minderheitenpolitik, die besagt, 
dass dieses Bekenntnis nicht von staat-
licher Seite überprüft werden darf. Auch 
die politische Partizipation, abgesichert 
durch die Befreiung des SSW von der 5% 
Klausel, wurde in der Bonner Erklärung 
festgeschrieben. Fortan muss der SSW 
bei Landtags- und Bundestagswahlen je-
weils so viele Stimmen erzielen, wie das 
letzte Mandat im Parlament „kostet“. Die 
Befreiung von der 5% Hürde ist daher kein 
Privileg, sondern Ausgleich eines Defizits. 
Weniger öffentlichkeitswirksam, für die 
dänische Minderheit aber auch von hoher 
Bedeutung, ist die deutsche Anerkennung 
der Abschlüsse an den weiterführenden 
Schulen der Minderheit. Vor 1955 galt zum 
Beispiel das Abitur der Duborg-Skolen, an 
dem Gymnasium der dänischen Minder-
heit, nur nördlich der Grenze. 

Seit 1955 haben wir im deutsch- 
dänischen Grenzland einen weiten Weg zu-
rückgelegt. Seither haben sich die Bezie-
hungen von Mehrheit und Minderheit von 
einem Gegeneinander über ein Miteinander 

zu einem Füreinander entwickelt. Zu den 
Meilensteinen dieser Entwicklung gehört 
ohne Zweifel, dass der SSW von 2013–2017 
Regierungspartei in Schleswig-Holstein 
war. Wir wurden Teil einer Regierungsko-
alition bestehend aus SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und SSW; Ministerpräsident war 
Torsten Albig von der SPD. Für den SSW 
trat ich in das Kabinett Albig ein, als Minis-
terin für Justiz, Kultur und Europa, was so-
wohl für mich persönlich als auch für den 
SSW eine völlig neue Erfahrung darstellte. 
Minderheitenpolitisch betrachtet war dies 
ein Quantensprung, demokratiepolitisch 
gesehen aber auch. 

Noch 2012 führte die Befreiung des 
SSW von der 5% Klausel zu einem Verfah-
ren vor dem Landesverfassungsgericht in 
Schleswig-Holstein, unter anderem mit 
dem Argument, dass es zweifelhaft sei, 
ob überhaupt eine dänische Minderheit 
in Schleswig-Holstein existiere, weil An-
gehörige der dänischen Minderheit nicht 
erkennbar seien und eine Assimilation 
stattgefunden habe. Das Landesverfas-
sungsgericht bestätigte die im Rahmen 
der Bonn-Kopenhagener Erklärungen ge-
troffenen Regelungen und bejahte ganz 
klar die Existenz der Minderheit. Diese 
Episode zeigt, wie hauchdünn die Akzep-
tanz der Minderheit sein kann. Dennoch ist 
es heute weitgehend politischer Konsens, 
dass wir Teil des schleswig-holsteinischen 
Selbstverständnisses sind. Die Regierungs-
beteiligung des SSW ist vor diesem Hinter-
grund gelebte Demokratie ganz im Sinne 
der Bonn-Kopenhagener Erklärungen.

ThemaThemaDemokratieDemokratie

Corinna Hirschberg und Anke Spoorendonk
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Gutes Regieren 
Biblische Perspektiven
Uwe-Karsten Plisch

In der Bibel ist von Demokratie nicht die 
Rede. Die kurze Blüte der attischen Demo-
kratie ist am (von Athen aus gesehen) ent-
legenen Israel spurlos vorübergegangen. 
Das kleine Israel war vielmehr stets von 
mächtigen orientalischen Königreichen 
umsäumt – Ägypten im Westen, Assur, 
Babel und Persien im Osten, Syrien im 
Norden. Das römische Reich tritt am Ende 
nicht als Republik in den Horizont des Ju-
dentums, sondern als weltbeherrschendes 
Kaiserreich und Besatzungsmacht.

Immerhin: das Herzstück der atheni-
schen Demokratie, die Volksversammlung,  
heißt auf Griechisch ,ekklesia‘. Im Neuen 
Testament bezeichnet ,ekklesia‘ dann zu- 
nächst die christliche Gemeinde und nimmt 
schließlich die Bedeutung ,Kirche‘ an. Was 
natürlich nicht heißt, dass es in der Kirche 
stets demokratisch zugegangen wäre oder 
dass ,Kirche‘ der politischen Herrschafts-
form ,Demokratie‘ immer aufgeschlossen 
gegenübergestanden hätte. Im Gegenteil.

Gleichwohl lassen sich der Bibel Anre-
gungen entnehmen, wie Staat und Gesell-
schaft zu gestalten wären, damit es all 
ihren Mitgliedern wohl gehe. Natürlich 
nicht im Sinne eines Handbuches, dessen 
Anordnungen bloß zu befolgen wären – 
dies widerspräche schon dem dialogischen 
Charakter der Bibel. Von der ersten Seite an 
stehen hier unterschiedliche Traditionen 
neben- und gegeneinander, Herrschafts-
kritik trifft auf Hofberichterstattung, natio-
nalreligiöser Fanatismus auf die Vision einer 
Völkerwallfahrt. Es kommt also darauf an, 
die roten Fäden ausfindig zu machen und 
sich an ihnen zu orientieren.

Befreiung

Der zentrale Gründungsmythos des Volkes 
Israel ist die Befreiung aus der ägyptischen 
Knechtschaft. Als ethnische Minderheit 
wurden die Hebräer*innen von der Mehr-
heitsgesellschaft unterdrückt und ausge-
beutet: „Man setzte Fronvögte über sie, die  
sie mit Zwangsarbeit bedrücken sollten. Und 
sie bauten dem Pharao die Städte Pitom und 
Ramses als Vorratsstädte. Aber je mehr sie 
das Volk bedrückten, desto stärker mehrte es 
sich und breitete sich aus. Und es kam sie ein 
Grauen an vor Israel. Da zwangen die Ägypter 
die Israeliten unbarmherzig zum Dienst und 
machten ihnen ihr Leben sauer mit schwerer 
Arbeit in Ton und Ziegeln und mit mancherlei 
Frondienst auf dem Felde, mit all ihrer Arbeit, 
die sie ihnen auflegten ohne Erbarmen.“ 
(Ex 1,11-14)

Man sieht: Die Unterdrückung einer eth-
nischen Minderheit geht leicht einher mit 
der Angst vor Überfremdung und mündet 
in noch größere Unterdrückung. Ein Über-
maß an Unterdrückung führt zu Aufruhr. 
Aus dieser Erfahrung heraus ergeben sich 
für Israel überraschende, weil keineswegs 
selbstverständliche, soziale Konsequenzen. 
Bei der Wiederholung der zehn Gebote am 
Ende der Thora wird das Sabbatgebot (an-
ders als in Ex 2) nicht mit der Schöpfung, 
sondern mit der ägyptischen Unterdrü-
ckungserfahrung begründet:

„Den Sabbattag sollst du halten, dass du 
ihn heiligest, wie dir der HERR, dein Gott, 
geboten hat. Sechs Tage sollst du arbeiten 
und alle deine Werke tun. Aber am siebenten 
Tag ist der Sabbat des HERRN, deines Gottes. 
Da sollst du keine Arbeit tun, auch nicht 
dein Sohn, deine Tochter, dein Knecht, deine 

Magd, dein Rind, dein Esel, all dein Vieh, 
auch nicht dein Fremdling, der in deiner 
Stadt lebt, auf dass dein Knecht und deine 
Magd ruhen gleichwie du. Denn du sollst 
daran denken, dass auch du Knecht in Ägyp-
tenland warst und der HERR, dein Gott, dich 
von dort herausgeführt hat mit mächtiger 
Hand und ausgerecktem Arm. Darum hat 
dir der HERR, dein Gott, geboten, dass du 
den Sabbattag halten sollst.“ 
(Dtn 5,12-15)

Die Sieben-Tage-Woche mit einem arbeits-
freien Ruhetag ist vielleicht das größte 
Geschenk Israels an die Menschheit und 
sollte auch in (kapitalistisch geprägten) 
demokratischen Gesellschaften nicht 
leichtfertig preisgegeben werden.

Gerechtigkeit und Frieden

Zu den roten Fäden, die sich durch die ge-
samte Bibel ziehen, gehören neben Befrei-
ung auch Gerechtigkeit und Frieden, die, 
aus gutem Grund, häufig zusammenge-
dacht werden. Der biblische Schalom ist 
mehr als die bloße Abwesenheit von Krieg; 
er beinhaltet vielmehr die göttliche Verhei-
ßung eines umfassenden Heilszustandes, 
der Gerechtigkeit einschließt. Zu denken 
wäre an die prophetischen Verheißungen in 
Jesaja 2 und Micha 4, dass die „Schwerter zu 
Pflugscharen und die Spieße zu Sicheln“ um-
geschmiedet werden „und man hinfort nicht 
mehr lernen werde, Krieg zu führen“, 1 oder 
die (uneingelöste) Vision der Völkerwall-
fahrt in Jesaja 60. Wirklicher Friede ist ohne 
Gerechtigkeit nicht zu haben, Gerechtigkeit 
nicht ohne Frieden, wie es exemplarisch in 
Psalm 85 ausgedrückt ist:

1 	 Anders als die EKD-Friedensdenkschrift von 2025 hält die Bibel die innerweltliche Abschaffung des Krieges also sehr wohl für möglich.
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„… dass Güte und Treue einander begegnen,
Gerechtigkeit und Friede sich küssen;
dass Treue auf der Erde wachse
und Gerechtigkeit vom Himmel schaue;
dass uns auch der HERR Gutes tue
und unser Land seine Frucht gebe;
dass Gerechtigkeit vor ihm her gehe
und seinen Schritten folge.“
(Ps 85,11-14)

Mit der Seligpreisung der ,Friedensmacher‘ 
(Mt 5,9) und der Seligpreisung derer, die 
„hungert und dürstet nach der Gerechtig-
keit“ (Mt 5,6) in der Bergpredigt verknüpft 
auch Jesus die Themen Gerechtigkeit und 
Frieden. Oft ist es Sache der Propheten, für 
die Belange der schwächsten, am stärksten 
benachteiligten Glieder des Gemeinwesens, 
Witwen, Waisen und Fremdlinge, einzu-
treten. Gelegentlich nehmen es starke 
Frauen wie Ruth oder Thamar (Gen 38) 
aber auch selbst in die Hand, sich Recht zu 
verschaffen.

Einhegung der Macht

Zu den Grundpfeilern moderner Demokra-
tien gehört das Prinzip der Gewaltenteilung. 
Dieses Prinzip gibt es in antiken König-
reichen nicht. Dort fungiert der König als 
Garant des Rechts (oder auch nicht). Als 
König David einen Auftragsmord an einem 
seiner Soldaten befiehlt (2. Sam 11,14-15), 
um dessen Frau seinem Harem einzuverlei-
ben, tritt ihm anschließend Nathan mutig 
entgegen und überführt ihn seiner Schuld. 
Ebenso tritt Elia König Ahab entgegen, der 
Nabot ermorden ließ, um seinen Weinberg 
zu rauben, und macht das Verbrechen öf-

fentlich (1. Kön 21). Die Kirche, die doch 
so gern am Katzentisch der Macht Platz 
nimmt, hat das ,prophetische Wächteramt‘ 
immer wieder für sich reklamiert, doch 
scheint hier Zurückhaltung geboten: (In-
dividueller) prophetischer Widerstand 
richtete sich stets gleichermaßen gegen 
die Willkür der Mächtigen wie gegen die 
Zumutungen institutionalisierter Religion, 
sofern sie Teil des Machtgefüges war.

„Darum, weil ihr die Armen unterdrückt und 
nehmt von ihnen hohe Abgaben an Korn, 
so sollt ihr in den Häusern nicht wohnen, 
die ihr von Quadersteinen gebaut habt, 
und den Wein nicht trinken, den ihr in den 
feinen Weinbergen gepflanzt habt. Denn ich 
kenne eure Freveltaten, die so viel sind, und 
eure Sünden, die so groß sind, wie ihr die 
Gerechten bedrängt und Bestechungsgeld 
nehmt und die Armen im Tor [dem Ort der 
Rechtsprechung] unterdrückt. Darum muss 
der Kluge zu dieser Zeit schweigen; denn es 
ist eine böse Zeit. … Ich bin euren Feiertagen 
gram und verachte sie und mag eure Ver-
sammlungen nicht riechen. Und wenn ihr 
mir auch Brandopfer und Speisopfer opfert,  
so habe ich kein Gefallen daran und mag 
auch eure fetten Dankopfer nicht ansehen. 
Tu weg von mir das Geplärr deiner Lieder; 
denn ich mag dein Harfenspiel nicht hören! 
Es ströme aber das Recht wie Wasser und die 
Gerechtigkeit wie ein nie versiegender Bach.“ 
(Am 5,11-13.21-24).

Politische Auftragsmorde kommen na-
türlich auch in modernen Demokratien vor, 
etwa als US-Präsident Obama zur Siche-
rung seiner Wiederwahl die Tötung eines 

Top-Terroristen anordnete oder wenn der 
aktuelle US-Präsident sich die Welt nach 
seinen Vorstellungen zurechtbomben lässt. 
Warum während des Münchner NSU-Pro-
zesses drei wichtige Zeugen verstorben 
sind, ist bislang ungeklärt.2 Wo die Justiz 
an ihre Grenzen stößt, wäre es in der Tat 
Sache weiterer Gewalten, der Medien oder 
eben der Kirchen, zumindest Öffentlichkeit 
herzustellen.

Ethnische Homogenität vs. Pluralität

Auch in der Bibel konkurriert das Konzept 
ethnischer Homogenität zur Sicherung 
eines stabilen Gemeinwesens mit dem 
Konzept von kultureller und ethnischer 
Vielfalt. Für das erste Konzept steht ex-
emplarisch das Buch Nehemia, als fiktive 
Autobiografie Nehemias literarisch ein 
Höhepunkt, als nationalreligiöses Manifest 
theologisch ein Tiefpunkt biblischer Über-
lieferung. Nehemia, Vertriebenenenkel 
in x-ter Generation, als Mundschenk am 
persischen Königshof in gehobener Ver-
trauensstellung, kehrt, ausgestattet mit 
königlichen Vollmachten, als religiöser Na-
tionalist heim nach Jerusalem. Dort, in der 
unbefestigten Stadt, die Nehemia zuvor 
noch nie gesehen hat, leben längst unter-
schiedliche Völker, Ammoniter, Horoniter, 
Araber und Juden, friedlich nebeneinander. 
Heimlich, gegen den Willen der ortsan-
sässigen Autoritäten, beginnt Nehemia, 
zunächst mit dem Mauerbau und anschlie-
ßend mit ethnischen Säuberungen.

ThemaThemaDemokratieDemokratie

2 	 vgl. Hofer, Jan / Goergens, Matthias: Das reihenweise Sterben der NSU-Zeugen
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„Und als ich nach Jerusalem kam und drei 
Tage da gewesen war, machte ich mich in 
der Nacht auf und wenige Männer mit mir 
… und forschte genau, wo die Mauern Je-
rusalems eingerissen waren und die Tore 
vom Feuer verzehrt. … Und die Ratsherren 
wussten nicht, wohin ich gegangen war und 
was ich gemacht hatte; denn ich hatte bis 
dahin den Juden, nämlich den Priestern, 
den Vornehmen und den Ratsherren und 
den andern, die am Werk arbeiten sollten, 
nichts gesagt. … Als das [den geplanten 
Mauerbau] aber Sanballat, der Horoniter, 
und Tobija, der ammonitische Knecht, und 
Geschem, der Araber, hörten, verspotteten 
und verhöhnten sie uns und sprachen: Was 
ist das, was ihr da macht? Wollt ihr von dem 
König abfallen? Da antwortete ich ihnen: 
Der Gott des Himmels wird es uns gelingen 
lassen; denn wir, seine Knechte, haben uns 
aufgemacht und bauen wieder auf. Für euch 
gibt es keinen Anteil, kein Anrecht noch 
Gedenken in Jerusalem.“ 
(Neh 2,11-20)

„Zu dieser Zeit sah ich auch Juden, die sich 
Frauen genommen hatten aus Aschdod, 
Ammon und Moab. [...] Und ich schalt sie 
und fluchte ihnen und schlug einige Männer  
und packte sie bei den Haaren und beschwor 
sie bei Gott: Ihr sollt eure Töchter nicht ihren 
Söhnen geben noch ihre Töchter für eure 
Söhne oder euch selbst nehmen. So reinigte 
ich sie von allem Ausländischen.“
(Neh 13,23.25.30)

Die Bibel setzt diesem Konzept das aus 
der gleichen Zeit stammende Buch Ruth 
entgegen: Die Moabiterin Ruth folgt ihrer 
jüdischen Schwiegermutter nach Israel 
und sucht sich dort unter den männlichen 
Verwandten einen Ernährer. So wird sie 
zur Urgroßmutter des großen Königs David,  
dem König Israels schlechthin. Der Evangelist 
Matthäus führt sie und weitere Auslände-
rinnen in seinem Stammbaum als Ahnfrauen 
Jesu – nicht als biografische Randnotiz, 
sondern als Teil eines geschichtstheologi-
schen Programms (Mt 1).

Wählen und Losen

Freie und geheime Wahlen sind ein weite-
rer Grundpfeiler moderner Demokratien. 
Gewählt wurde gelegentlich auch in bibli-
scher Zeit, etwa wenn das Volk Abimelech 
zum König ernennt (Ri 9) oder der desig-
nierte König zumindest der Akklamation 
des Volkes bedarf (1 Sam 10 mit vorausge-
hender Grundsatzkritik am Prinzip der Kö-
nigsherrschaft in 1 Sam 8). Selbstverständ-
liches Mittel politischer Willensbildung 
waren Wahlen in biblischer Zeit freilich 
nicht. Dafür kennt die Bibel, wie allgemein 
der Alte Orient und die Spätantike, noch 
ein weiteres, heute aus der Mode gekom-
menes, aber bedenkenswertes Instrument 
der Entscheidungsfindung: das Los. Nach 
dem Tod des Judas wollte z.B. die Jerusale-
mer Urgemeinde den Zwölferkreis wieder 
vervollständigen. Dazu bestimmte man – 
nach konkreten Kriterien – zwei geeignete 
Kandidaten, die Entscheidung fiel dann 
aber nicht durch (offene oder geheime) 
Wahl, sondern durch Losentscheid.

„So muss nun einer von diesen Männern, 
die bei uns gewesen sind die ganze Zeit über, 
als der Herr Jesus unter uns ein- und ausge-
gangen ist … mit uns Zeuge seiner Auferste-
hung werden. Und sie stellten zwei auf: Josef, 
genannt Barsabbas, mit dem Beinamen  
Justus, und Matthias, [...] Und sie warfen das 
Los über sie und das Los fiel auf Matthias;  
und er wurde zugeordnet zu den elf Aposteln.“ 
(Apg 1,21-26)

Gerade bei Personalentscheidungen hat 
dieses Verfahren große Vorteile. Das Vor-
handensein mehrerer geeigneter Kandi-
datinnen vorausgesetzt, ist die Entschei-
dung im Idealfall nicht von persönlichen 
Befindlichkeiten, Vorlieben oder macht-
politischen Konstellationen abhängig.  
Es gibt keine Verlierer, die durch ein nieder
schmetterndes Ergebnis für weitere  
Aufgaben ,verbrannt‘ wären. Fähige Kan
didat*innen stehen dann für andere 
Aufgaben zur Verfügung, persönliche 
Verletzungen halten sich in Grenzen. Die 
koptische Kirche praktiziert das Verfahren 
bis heute bei ihrer Papstwahl. Offensicht-
lich, weil es sich bewährt hat.

Dr. Uwe-Karsten Plisch 

ist ESG-Referent für Theologie, Hochschul- 

und Genderpolitik in der Geschäftsstelle in 

Hannover
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Vorstellung ESG Köln

Ursprünglich als Mädchenwohnheim ge-
gründet, wurde das Gebäude an der Bache-
merstraße nach dem zweiten Weltkrieg 
zum ESG Wohnheim. Damals gab es ge-
trennte Flure und Treppenhäuser für Frauen 
und Männer und die Pfarrpersonen als auch 
die Heimleitung lebten gemeinsam mit 
den Studierenden in einem Haus. Gegessen 
wurde gemeinsam in der Kantine und als 
die Besuche unter den Geschlechtern zu 
rege wurden, wurde die Feuerleiter einfach 
abgenommen. 

Aber wie überall, ergriffen die 68er 
auch die Kölner ESG. Südamerikaarbeits-
gruppen, Polizeirazzien im Wohnheim, und 
Alumni munkeln sogar von einer kurz-
weiligen Überwachung durch den Ver-
fassungsschutz. In den Hungerstreik wird  
heute nicht mehr getreten, aber die klare  
politische Haltung der ESG Köln blieb. Sämt-
liche Demo-Schilder werden in den An-
dachten in der Sandkapelle, dem Café oder 
verschiedensten Küchen gebastelt, beson-
dere Demoerfahrungen hat die ESG Köln 
auf mehreren Landessynoden gesammelt. 

2024 demonstrierten wir Mal wieder 
vor der rheinischen Synode um auf die 
horrende Mieterhöhung (ca. 30 € für 1 qm 
kalt) und die mangelnde Transparenz in 
der Aufschlüsselung der Miete hinzuweisen. 
Damals konnten wir noch nicht ahnen, 
wie sehr sich die Übung lohnen würde. Als 
2025 bekannt wurde, dass die Landeskirche 
die Trägerschaft der rheinischen ESGn bei 
einem Einsparpotential von 75% an die 
Kirchenkreise übergeben will, zeichnete 
sich die nächste Demo auf der Synode, 
diesmal in größerer Runde mit allen anderen 
EKiR-ESGn, ab. 

Bei allen Herausforderungen, die der Sy-
nodenbeschluss mit sich bringt, sind wir 
froh, dass wir endlich in einen Transforma-
tionsprozess gekommen sind. Wir bekom-
men die Möglichkeit, kreativ und kritisch 
über unseren status quo nachzudenken,  
uns weiter für Menschen zu öffnen, die sonst 
nicht von Kirche angesprochen werden 
und Strukturen zu festigen, die uns eine 
machtkritische und demokratische Ge-
meinschaft leben lassen. Die ESG Köln ist 
Gemeinschaft Jesu Christi für alle jungen 
Menschen, nicht aus finanzieller Notwen-
digkeit oder auf landeskirchlichen Befehl, 
sondern weil die veralteten Grenzen zwi-
schen Akademiker:innen und Auszubil-
denden überwindet werden wollen. Die 
unterschiedlichen Bedürfnisse können 
Chance sein, über den eigenen Tellerrand 
hinaus Gemeinschaft zu teilen. Diese Vison  
ist im Hinblick auf die schrumpfenden 
Ressourcen nicht leicht zu verwirklichen,  
aber sicher keine Hürde, vor der wir zurück- 
strecken.

In der Geschichte unserer Kirche waren die 
ESGn oft eine Treiberin von Reformen und 
neuen Ideen. In dieser Tradition wollen wir 
bewahren, was wir haben, aber niemals 
aus Angst vor der Zukunft die Augen vor 
den nötigen Veränderungen verschließen.

Falls ihr mehr über uns und unsere Arbeit 

erfahren wollt, dann schaut euch doch gerne 

bei unserem Insta-Kanal um: @esgkoeln
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Corinnas  
	 Columne – heute von Uwe-Karsten
Timmy ist tot (vermutlich)

Wir müssen über Timmy reden. Täglich 
sterben wildlebende Tiere, auch im Meer, 
auch Wale. Das ist der Lauf der Natur. Wenn 
sich ein junger Wal in die Ostsee verirrt 
und sich zum Sterben auf eine Sandbank 
legt, hat das vermutlich auch menschen-
gemachte Ursachen und es ist traurig, aber 
rechtfertigt das eine wochenlange Bericht-
erstattung, bei der sich Journalist*innen 
an Stränden vor allem stundenlang die 
Beine in den Bauch stehen? Psychologisch 
mag das alles interessant sein, denn es sagt 
viel über uns, aber gibt es nichts Wichti-
geres auf der Welt, über das zu berichten 
sich lohnte? Wer entscheidet überhaupt 
darüber, was eine Nachricht ist und was 
nicht? An jedem Tag, an dem über den einen 
sterbenden Buckelwal berichtet wurde 
und natürlich auch an jedem anderen Tag,  
werden in Deutschland mehr als 2 Mio. Tiere 
geschlachtet. Jeden Tag: 1,7 Mio. Hühner, 
150.000 Schweine, 94.000 Truthühner, 
9.000 Rinder und Kälber, 3.000 Schafe, 68 
Ziegen, 14 Pferde. Fische und andere Mee-
restiere nicht mitgezählt. 2. Mio. pro Tag, 

macht 700 Mio. im Jahr. In Deutschland. 
Wenn man das auf die EU hochrechnet, 
von der Welt nicht zu reden, wird einem 
schwindelig. Oder wie es der Literatur-
nobelpreisträger Isaac Bashevis Singer  
schon vor Jahrzehnten ausdrückte: „Für 
die Tiere ist jeden Tag Treblinka“. Eine 
Meldung (wert) ist das nicht. Stattdessen:  
Timmy gucken und sich dann noch schnell  
ein Fischbrötchen reinschieben. Kognitive  
Dissonanz ist eben auch eine Überlebens- 
strategie.

Wenn wir mal wieder mit Menschen 
diskutieren, die „sich ihr Schnitzel nicht 
wegnehmen“ lassen wollen, können wir sie 
höflich darauf aufmerksam machen, dass 
die Menschen, die das Schnitzel in einem 
deutschen Schlachthof unter sklavenähnli-
chen Bedingungen aus seinem Vorbesitzer 
(einem Tierkind) extrahiert haben, zum 
großen Teil aus Osteuropa stammen und 
mittlerweile auch häufig aus Indien und 
Vietnam. Wenn man die alle „remigriert“, 
hat sich‘s ganz schnell mit Schnitzel.

Das ansätze-Archiv zum Nachlesen:
https://www.bundes-esg.de/bundes-esg/publikationen/ansaetze/ 

ESG-newsletter abonnieren:
https://www.bundes-esg.de/bundes-esg/newsletter/
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Demokratieförderung  
Bericht von der Hauptamtlichenkonferenz  
vom 23. bis 26. Februar 2026 in Plön

Plön, nicht an der Ostsee, aber an Schleswig-
Holsteins größtem Binnensee gelegen und 
deutlich näher an Kopenhagen als an Mün-
chen, ist schön – wenn man erst einmal da ist.  
So bestand der erste Tag der Hauptamt
lichenkonferenz 2026 für viele vor allem aus 
der Anreise zum Koppelsberg, wo man  
schön tagen kann – wenn man erst einmal da  
ist. Los ging es am Nachmittag des ersten  
Tages wie gewohnt mit Bibelarbeiten zu 
Themen wie Demokratie, Macht(-struktu-
ren) und Mut. Den Bibelarbeiten folgte der 
traditionelle Empfang der Landeskirche mit 
dem thematischen Beitrag von OKR Daniel 
Mourkojannis über „Die Universitätskirche 
als demokratischer Ort – Vielfalt gestalten“ 
(s. S. 6) und einem engagierten Bericht 
von Michael Stahl, dem Leitenden Pastor 
des Hauptbereiches Seelsorge und gesell-
schaftlicher Dialog in der Nordkirche und 
damit auch zuständig für die ESGn zur 
„Aktuellen Situation der ESGn in der Nord-
kirche“. Der erste Tag schloss mit einer 
Andacht in der Kapelle.

Der zweite Tag war der Hauptthemen-
tag. Den Hauptvortrag hielt der für seine 
engagierte Streitbarkeit bekannte frühere  
Pfarrer an der Leipziger Thomaskirche und 
heutige Berater für Kirche, Politik und 
Kultur Christian Wolff. Tiefgründig und 
textsicher ging er mitreißend der Frage 
nach, wie sehr sich Demokratien biblisch-
theologisch begründen lassen (s. S. 9). 
Anschließend wagte Wilko Teifke, Beauf-
tragter der Nordkirche bei der Landesre-
gierung, einen diplomatischen Spagat zum 
„Erwartungshorizont der Landesregierung 
auf die Evangelische Kirche“ und gewährte 
manch interessanten Einblick. Der Nach-
mittag war den Workshops vorbehalten. 
Thorid Schmelter und Karl Georg Ohse 
übten mit uns die Stärkung der Demo-

kratie nach der Council-Methode ein (s. 
S. 18). Jana Preuß richtete den Fokus auf 
die Beteiligung junger Menschen beim 
Erlernen demokratischer Prozesse (s. S. 21) 
und Uwe-Karsten Plisch widmete sich der 
drohenden Wiedereinführung der Wehr-
pflicht und anderer Zwangsdienste. Den 
Abend beschloss ein Kulturprogramm aus 
eigenen Kräften, von Liedern bis Lachyoga.  
Das hätte auch schiefgehen können, war  
aber über Erwarten vergnüglich und unter- 
haltsam.

Keine HAK ohne Geschäftssitzung – 
ihr gehörte der Mittwochvormittag. Nach 
dem Mittagessen ging es nach Kiel in die 
ESG. Die eindrucksvolle Universitätskirche 
dürfte für viele neu und ein echtes Aha- 

oder vielmehr Ah- und Oh-Erlebnis gewe-
sen sein. Hier trafen wir auf Anke Spoo-
rendonk, langjährige Abgeordnete für den 
Südschleswigschen Wählerverband und 
fünfzehn Jahre lang Ministerin für Justiz, 

Thorid Schmelter und Uwe-Karsten Plisch

Abschlussrunde von HAK-Präsidium und 

Geschäftsstelle

Kultur und Europa. Als Vertreterin der dä-
nischen Minderheit erzählte sie in einem 
von Corinna Hirschberg moderierten Ge-
spräch anschaulich und lebendig von der 
Bedeutung von Minderheitenrechten für 
die Stärkung der Demokratie (s. S. 23).

Nach dem Gottesdienst am nächsten 
Morgen ging es auf die für die meisten lan-
ge Heimfahrt, ideal, um das Erlebte Revue 
passieren zu lassen.
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Förderung für Bildung und Nachfragen 
an unsere Geschichte 
Die AG International in Bonn
Annette Klinke

Ende April traf sich die AG International in 
Bonn. Schon lange beabsichtigte die AG 
den DAAD zu besuchen, um sich über wei-
tere Fördermöglichkeiten für Studierende 
aus dem Globalen Süden zu informieren. 
Mit Gudrun Chazotte, der Referatsleiterin 
Stipendienprogramme Afrika, fanden wir 
eine engagierte Ansprechpartnerin, die 
uns Wissenswertes über den DAAD, seine 
Arbeitsweise und die Stipendienprogramme 
in beide Richtungen (nach Deutschland 
und nach Afrika) vorstellte. Sie war er-
freut, dass die ESGn Studierende aus dem 
globalen Süden als eine ihrer Zielgruppen 
verstehen und wird bei Bedarf ihre Stipen-
diaten auf uns hinweisen.

Beim Hildegardis-Verein lernten wir 
das Selbstverständnis und die Unterstützung 
der Frauenförderung dieser Organisation 
kennen. Die Geschäftsführerin Birgit Mock 
empfing uns warmherzig und stellte uns 
das Prinzip der Förderung durch Darlehen 
vor. Die jungen und älteren Frauen bewer-
ben sich direkt beim Verein und können 

gerne Referenzschreiben der ESGn bei-
bringen. Durch die persönlichen Beziehun-
gen, die auch durch regelmäßige Treffen 
aufgebaut werden, ist die Rückzahlquote 
von 95% sehr gut. Darüber hinaus gewinnt 
der Verein durch ehemalige Darlehensneh-
merinnen viele aktive Vereinsmitglieder. 

Nach diesem erfolgreichen Tag verlebten 
wir den Abend am Rhein.

Am nächsten Vormittag waren wir im 
Haus der Geschichte zu einer Führung in 
der Sonderausstellung „Nach Hitler – Die 
deutsche Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus“ verabredet. Bis Ja-
nuar 2027 ist sie hier noch zu sehen und 
wird dann in Leipzig gezeigt werden. Wir 
halten sie für sehr empfehlenswert. Denn 
nicht nur wir in der AG International set-
zen und seit Jahren mit den veränderten 
Gesellschaftlichen Bedingungen ausein
ander. Der Rechtsruck der Gegenwart hat 
seine Wurzeln im Nationalsozialismus unse-
rer deutschen Geschichte mit der wir uns 
auseinandersetzen müssen, jeden Tag auf 
das Neue.

Annette Klinke ist Referentin für 

Ökumene und Internationales  

in der Geschäftsstelle in Hannover
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In unserer Mitte
Bericht von der SPK-Ost in Chemnitz
Lukas Pellio und Annette Klinke

„Chemnitz 2025“ steht in großen Lettern 
vor dem Chemnitzer Hauptbahnhof, als wir 
am 24. März 2026 dort zur SPK-Ost an-
kommen. Ach, stimmt: Kulturhauptstadt. 
Aber wir treffen uns unter der Überschrift: 
„Rechtsextremismus“.

Wer jetzt denkt: „Ha! Klassisches Ost- 
Thema!“, hat einerseits Recht und ist ande
rerseits schief gewickelt. Denn es ist leider 
ein globales Thema: USA, Indien, Italien,  
Frankreich und Brasilien mal nur als Schlag-
lichter genannt. Wer also im Westen sitzt 
und das Problem von sich wegschiebt, trägt 
mindestens nicht zur Problemlösung bei. 

Aber genug des prophylaktischen 
Wutbürgertums an dieser Stelle. Nach ei-
ner schönen Andacht und gemeinsamen  
Essen starten wir ins Thema mit dem 
Professor für Sozialpsychologie der TU 
Chemnitz, der über „Aktuelle Entwicklun-
gen im Rechtsextremismus in Chemnitz/
Sachsen“ spricht. Bei mir ist hängenge-
blieben: „Rechtsextreme“ Einstellungen 
sind weit über die extreme Rechte hin-
aus verbreitet. (Sidenote: Die Vorstellung 

Ein manifest-rechtsextremes Weltbild 
setzt sich aus Ausländerfeindlichkeit, 
Chauvinismus (meine Nation ist anderen  
überlegen), Verharmlosung des National-
sozialismus, Sozialdarwinismus, Anti-
semitismus und Befürwortung einer 
rechtsautoritären Diktatur zusammen. 
Diese Kombination vereinen 5,9% der 
Menschen in Sachsen in sich. Aber wie in 
ganz Deutschland erreichen einzelne Ein-
stellungen wie Chauvinismus und Auslän-
derfeindlichkeit bis zu 30%. Wobei rechts-
extreme Einstellungen in Ost und West in 
ihrer Spezifik unterschiedlich ausgeprägt 
sind. Während Ausländerfeindlichkeit in 
Ostdeutschland klar dominiert und stärker 
ausgeprägt ist als im Westen, hat der Wes-
ten bei Chauvinismus, Antisemitismus und 
Sozialdarwinismus deutlich höhere Werte 
als der Osten. 

von einer unproblematischen Mitte, die 
von beiden Seiten von extremistischen 
Rändern bedroht ist, hält sich – trotz viel-
facher wissenschaftlicher Widerlegung 
– hartnäckig. Literaturtipp: die aktuelle 
„Mittestudie“ – kostenlos zum Download 
bei der Friedrich-Ebert-Stiftung.
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Weiterer interessanter Datenbefund: Die 
weit über extrem rechte Kreise hinaus sin-
kende Zufriedenheit mit Demokratie nach 
dem Motto: „Demokratie ist an sich eine 
gute Sache, aber real läuft es gar nicht 
gut.“ Sicherlich auch für viele von uns eine 
anschlussfähige Aussage.

Was also tun? Darüber haben wir dis-
kutiert und werde es sicher weiter tun. Einige  
Schlaglichter: Überzeugen wir (noch) mit 
Fakten oder müssen wir uns mehr auf das  
rutschige Feld der Gefühle wagen? Mit 
wem sind wir wie im Gespräch? AfD-Verbot – 
Jetzt!? Nötig und realistisch? Wie geht klare 
Kante und gleichzeitige Verbundenheit?

Nach einem Austausch bei Kaffee und 
Keksen zu unserer ESG-Arbeit – Idee: mehr 
gemeinsame Exkursionen mit unseren 
verschiedenen ESGn – ging es nach ei-
ner Andacht, in der wir uns ermutigende 
Geschichten erzählt haben – zum Abend-
essen, von dem berichtet werden kann: es 
war sehr lecker.

Sehr eindrücklich war am nächsten Tag der 
Besuch des NSU-Doku-Zentrums. Freund-
lich empfangen und durch die Ausstellung 
geleitet, erfuhren wir, welches Leid die 
Angehörigen erlebten. Als wäre der Ver-
lust der nahen Angehörigen nicht genug, 
waren die fehllaufenden Ermittlungen der 
Polizei und Behörden zusätzlich schmerz-
haft. Über Jahre wurden ihnen mit Mis-
trauen begegnet, erinnerte nichts an die 
geliebten Menschen, die hier in Deutsch-
land lebten und arbeiten. 

Lukas Pellio ist Studierendenpfarrer in 

Cottbus, Annette Klinke ist ESG-Referentin 

für Ökumene und Internationales in der 

Geschäftsstelle in Hannover

Eine Abbildung im Dokumentationszentrum 

zeigt das Wandbild „In unserer Mitte“, Chemnitz, 

Heckert-Gebiet.

Lorenz Blumenthaler | 25. Oktober 2023 
Dem fehlenden Gedenken an die Opfer der 
Mordserie des  NSU in Chemnitz  setzt das 
Projekt “In unserer Mitte” etwas entgegen.  
Am 05.10.2023 wurde im Heckert-Gebiet, 
also inmitten der einstigen “NSU” Wirk-
stätte ein großes Wandbild eingeweiht, das  
den Opfern der rechtsterroristischen Mord-
serie gewidmet ist. Geplant und umgesetzt 
wurde das Wandbild von der Freiraumga-
lerie – Kollektiv für Raumentwicklung in 
enger Zusammenarbeit mit den Angehö-
rigen der Mordopfer. Eine Collage aus zehn 
Alltagsgegenständen an der Giebelwand 
der Friedrich-Viertel-Str. 2 erinnert an die 
Ermordeten.
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Alle(s) neu!
Einführungstagung für neue Hauptamtliche vom 4. bis 6. Mai 2026
Uwe-Karsten Plisch

Sieben Hauptamtliche hatten den Weg 
nach Hannover auf sich genommen, eine 
war von Ferne zugeschaltet und sie alle 
waren wirklich ganz neu im Amt. In Han-
nover und Heilbronn, in Darmstadt und 
Freising, in Kassel und Gießen und schließ-
lich in Jena und Göttingen. Sie alle erwar-
tete eine tour de force, die gleichwohl Mut 
machen sollte. Erste Erfahrungen wurden 
ausgetauscht, Erwartungen und Ziele an 
und für die kommende Arbeit formuliert. 
Wie erreichen wir die Studierenden und 
was ist für sie interessant? Wer hat wem 
etwas zu sagen und: Habt ihr eigentlich 
einen Haushalt?

Die Geschäftsstelle stellte ihre Ar-
beitsfelder vor und zeigte die Möglich-
keiten für Service und Vernetzung auf, die 
eine solche zentrale Anlaufstelle bietet. 
Veranstaltungen und Strukturen auf Bun-
desebene wurden vorgestellt und viele 
viele Abkürzungen aufgelöst.

Höhepunkt war die Begegnung mit der 
erfahrenen Studierendenpfarrerin Ange-
la Kunze-Beiküfner (seit sieben Jahren 
in der ESG Magdeburg), die begeistert 
und begeisternd erzählte, was man alles 
stemmen kann, sogar ganz ohne Sekre-
tärin. Auch die internationale Arbeit kam 
nicht zu kurz – mit Studierenden aus aller 
Welt vor Ort und in unserem Weltverband 
WSCF. Wie organisiert man eine inter-
nationale Begegnungsreise? Wo gibt es 
Hilfsgelder für notleidende Studierende 
und wie beantragt man sie? Nicht alle wer-
den sich alles gemerkt haben, aber vieles 
lässt sich auf der website der Bundes-ESG 
nachlesen: www.bundes-esg.de. Und das 
Essen war an allen Tagen ganz ausgezeich-
net. Und das sorgt, wie in den ESGn auch, 
bekanntlich für gute Stimmung.
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Der rote Hahn muss bleiben 
Kölner Kritikpapier

von A. Bernhardt, N. Brucksch, E. Dahmen

Vorweg

Die Evangelische Kirche im Rheinland 
(EKiR) hat im Voraus der Synode im Januar 
2026 eine Beschlussvorlage erarbeitet, die 
eine Reihe von Einsparmaßnahmen bei den 
ESGn und STUBE vorsah. Konkret sollte die 
Trägerschaft der ESGn an die Kirchenkreise 
übergeben werden und die ESG-Arbeit bei 
einer Übernahme mit jährlich nur noch 
100.000€ pro Standort von Seiten der 
Landeskirche gefördert werden. Aus den 
ESGn sollten „Gemeinden für junge Er-
wachsene” werden. Auch die Trägerschaft 
der Wohnheime und des STUBE sollte voll-
ständig abgegeben werden.

In der ESG Köln haben wir uns, kurz 
nachdem wir (inoffiziell) von der Beschluss-
vorlage erfahren haben, zusammengesetzt 
und gemeinsam erarbeitet, was unsere 
Forderungen und Ziele für den weiteren 
Umgang mit diesen Plänen sind. In einem 
Papier haben wir uns Anfang November an  
unseren Kirchenkreis gewandt und sind in 
enge Zusammenarbeit getreten, die sich  
seitdem auch sehr gut gestaltet hat. Wir sind 
sehr dankbar für die engagierten Men-
schen in den beiden Kölner Kirchenkreisen, 
die uns von Anfang an den Rücken gestärkt 
und ihre Unterstützung, unabhängig vom 
Ausgang der Synode, bekundet haben.

Auf der Synode wurde letztlich ent-
schieden, dass die Trägerschaft der ESGn 
zwar nach wie vor bis Ende 2027 an die  
Kirchenkreise übergeht, dass der rote Hahn 
als Marke aber auch in den neuen Gemeinden  
erhalten bleiben soll. An der Höhe der Fi-
nanzierung hat sich nichts geändert. Auch  
die Wohnheime sollen bis Ende 2027 ab-
gegeben werden, allerdings wurde zuge-
sichert, dass kirchliche und soziale Träger 
hier priorisiert werden. Die Trägerschaft 
von STUBE wird bis Ende 2027 ersatzlos 
aufgegeben. 

Wir haben auf der Demo und auf der Syn-
ode viele tolle, engagierte und bewegende 
Gespräche geführt. Ob man das Ergebnis 
der Synode als Erfolg bewertet, ist jede:m 
selbst überlassen. 

Bei der inhaltlichen Auseinanderset-
zung mit der Beschlussvorlage und den 
beginnenden Vorbereitungen auf Gesprä-
che mit Vertreter:innen der Landeskirche 
und dem Auftritt bei der Synode entstand 
ein Papier, in dem wir unsere Kritik an der 
Beschlussvorlage und dem vorangegange-
nen Prozess üben wollten. Wir haben uns 
zunächst dagegen entschieden, dieses Pa-
pier vor der Synode zu veröffentlichen. Die 
Ausübung von Kritik sehen wir jedoch als 
wichtige demokratische Praxis und wollen 
den Diskurs, auch im Hinblick auf zukünftige 
Veränderungen in dieser Kirche, anregen. 
Deswegen sehen wir es als unsere Pflicht, 
dieses Papier, wenn auch etwas älter, in 
den ansätzen zu veröffentlichen, da die 
Kritik bis heute aktuell ist. 

Wir klagen an! 

Liebe Kirchenleitung, liebe Dezernate, liebe 
Superintendent:innen, liebe Synodale, liebe 
Geschwister, liebe Lesende,

Wir haben die Finanzstrategie der 
Evangelischen Kirche im Rheinland (EKiR) 
mit großem Unmut zur Kenntnis genom-
men. Bevor wir uns in einem folgenden 
Papier konstruktiv mit den erbrachten 
Vorschlägen auseinandersetzen, sehen wir 
uns in der Pflicht, unsere Wut und unsere 
berechtigte Kritik an dem vorangegangenen 
Prozess zu äußern.

I. „Ohne Worte“ – Keine Kommuni
kation ist auch Kommunikation

Wir sind uns bewusst, dass eine zukunfts-
fähige Finanzstrategie nicht im Auge der 
Öffentlichkeit entwickelt werden kann. Es 
ist auch aus Sicht der EKiR nachvollziehbar, 
dass versucht wurde, den Einfluss gewisser 
Interessengruppen in den Entwicklungs-
prozess auszuschließen. Dies bedingt in 
gewissem Rahmen, dass die Finanzstra-
tegie ohne die tatsächliche Beteiligung 
von betroffenen Pfarrpersonen, Mitar-
beitenden und Ehrenamtlichen der ESGn 
entwickelt wurde. 

Nicht nachvollziehbar ist hingegen, 
dass den Superintendent:innen und Pfarr-
personen nach der offiziellen Kommunika-
tion der Finanzstrategie durch die Kirchen-
leitung ein Maulkorb angelegt wurde, der 
die Weitergabe der Informationen an Mit-
arbeitende und Ehrenamtliche unterbun-
den hat. Durch solche Weisungen erzeugt 
die Kirchenleitung ein Klima der Angst 
unter ihren Angestellten, welches einer 
Institution Christi mehr als unwürdig ist. 

Das belastet jahrelange vertrauensvolle 
Arbeitsverhältnisse zu Mitarbeitenden,  
deren Jobsicherheit durch die angesetzten  
Kürzungen gefährdet ist. Außerdem wird 
sie der Verantwortung nicht gerecht, die  
ESG-Pfarrpersonen gegenüber ihren  
Gemeindemitgliedern haben. Viele ESGler:
innen sind nicht nur Teil der Gemeinde, 
sondern leben auch in den angeschlos-
senen ESG-Wohnheimen. Dadurch bilden 
sich besondere Vertrauensverhältnisse 
zu den Pfarrpersonen, die über die einer 
klassischen Gemeinde weit hinausgehen. 
Es geht in diesem Falle nicht nur um das 
zukünftige Gemeindeleben, sondern auch 
um die eigene Wohnsituation, das persön-
liche Zuhause. 

Der rote Hahn muss bleibenDer rote Hahn muss bleiben
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Nach wie vor haben wir als Betroffene 
keine offiziellen Informationen und keinen 
Einblick in konkrete Zahlen und Daten der 
Finanzstrategie in Bezug auf unsere Ge-
meinden und Wohnheime erhalten. Dieses 
bewusste Vorgehen ist zutiefst intrans
parent und undemokratisch. 

Die Kommunikation der Finanzstrategie 
beschreibt die Geringschätzung, die die 
EKiR ihren Angestellten und Ehrenamt-
lichen entgegenbringt. Wir Studierende 
sind vollwertige, erwachsene Mitglieder 
dieser Kirche. Unseren Pfarrpersonen zu 
sagen, sie haben uns unter Kontrolle zu 
halten und Informationen, die unser Ge-
meindeleben und unsere persönlichen 
Lebensumstände betreffen, vor uns zu 
verheimlichen, zeugt von einem höchst 
autoritären und problematischen Kirchen-
verständnis dieser Kirchenleitung. Es steht 
in direkter Opposition dazu, wie wir in den 
ESGn Gemeinde verstehen und leben.

II. „One size fits no one“  
– Der Transformationsprozess kaschiert 
landeskirchliche Versäumnisse

Die ESGn sind im Rheinland an neun Stand-
orten vertreten. Diese Standorte unter-
scheiden sich nicht nur in der Zahl der 
hauptamtlichen Mitarbeitenden, sondern 
auch in der Größe der Räumlichkeiten. An 
fünf Standorten unterhält die EKiR ein 
Wohnheim, an einem Standort arbeitet die 
ESG ökumenisch mit der Katholischen 
Hochschulgemeinde unter einem Dach. 
Außerdem befinden sich die ESGn in Kir-
chenkreisen mit völlig unterschiedlichen 
f inanziellen Voraussetzungen. Einige 
Kirchenkreise haben bereits signalisiert, 
dass sie sich unter den vorgeschlagenen 
Bedingungen des Transformationsprozes-
ses keine Übernahme der ESGn vorstellen 
können, bzw. sich diese schlichtweg nicht 
leisten können.

Damit zerschlägt die Landeskirche eine 
der wenigen funktionierenden Institu-
tionen für junge Erwachsene, ohne ein 
sinnvolles Alternativangebot anzubieten. 
In der Arbeit, die gerade in manchen Er-
probungsräumen und zeitlich begrenzten 
Projekten ausprobiert wird, haben wir eine 
über 70-jährige Expertise vorzuweisen. 
ESG ist einer der wenigen Orte, wo soziale 
Teilhabe niederschwellig und unabhängig 
von Herkunft, Einkommen und fester Mit-
gliedschaft möglich ist. Wir sind wirklich 
da, wo sich Studierende aufhalten und es 
ist naiv zu glauben, dass eine Abwesenheit 
der ESG auf dem Campus die jungen Er-
wachsenen in die Arme der evangelischen 
Ortsgemeinden treiben wird. Vielmehr 
wird dieser Lebensbereich denjenigen 
überlassen, die noch zu wissen scheinen, 
dass der Auftritt an der Hochschule un-
verzichtbar ist. Nicht nur die Katholischen 
Hochschulgemeinden werden weiterhin 
am Campus arbeiten, auch fundamentalis-
tische und rechtskonservative christliche 
Gruppen nutzen den Campus zunehmend 
als Plattform für ihre traditionelle und 
rückwärtsgerichtete christliche Lehre. ESG 
ist der einzige Ort, an dem junge Erwach-
sene mit einem aufgeklärten, offenen und 
kritisch durchdachten evangelischen Glau-
ben in Kontakt kommen können.
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Die Evangelische Kirche im Rheinland hat-
te über 20 Jahre Zeit, ein zukunftsfähiges 
Konzept für junge Erwachsenenarbeit zu 
entwickeln. Die Landeskirche wurde hier-
zu wiederholt auf die Wichtigkeit dieser 
Arbeit hingewiesen und es wurden von 
den ESGn und anderen Trägern Vorschläge 
gemacht, die von der EKiR zwar stets dan-
kend belächelt, aber selten konstruktiv 
umgesetzt wurden. Man hätte sich vor 
fünf, vor drei, vor einem Jahr oder generell 
einfach irgendwann mit den engagierten 
Studierenden der ESGn zusammensetzen 
und ein zukunftsfähiges Konzept für eine 
junge Erwachsenenarbeit entwerfen kön-
nen. Transformative Prozesse werden seit 
Jahren innerhalb der ESGn diskutiert (z.B. 
Teilhabe von Nicht-Akademiker:innen, 
Gemeindeformen für junge Erwachsene, 
die ihr Studium beendet haben) und wir 
hätten gerne konstruktiv mit unserem 
Erfahrungsschatz dazu beigetragen, das 
Konzept ESG sinnvoll weiterzuentwickeln. 
Stattdessen hat die Landeskirche den 
zeitlichen Rahmen sehr bewusst knapp 
gewählt, um uns handlungsunfähig zu ma-
chen. Dies bestätigt einmal mehr, was wir 
schon lange zu wissen glauben: Es gab 
von Seiten der Kirchenleitung zu keinem 
Zeitpunkt eine echte Bereitschaft, mit 
den ESGn zusammenzuarbeiten und sich 
ehrlich mit den Bedürfnissen von jungen 
Erwachsenen auseinanderzusetzen.

III. „Eigentum verpflichtet?“ –  
Die Schließung der Wohnheime  
verschärft den prekären studentischen 
Wohnungsmarkt

In Aachen, Bonn, Köln, Düsseldorf und 
Saarbrücken nennen fast 400 Studierende 
das ESG-Wohnheim ihr Zuhause. Für die 
meisten ist es ihr erstes eigenes Zuhause, 
für einige, insbesondere internationale 
Studierende, sogar ihr einziges in Deutsch-
land. In der prägendsten Phase unseres 
Lebens dürfen wir noch Heimat in Kirche 
finden und nicht nur sonntags Gemein-
schaft vorgepredigt bekommen, sondern 
sie selbst leben, gestalten und teilen.

Nun sollen alle Wohnheime aus lan-
deskirchlicher Hand veräußert werden, 
ohne eine Garantie, dass sie als sozialver-
träglicher, studentischer Wohnraum erhal-
ten bleiben. Davon abgesehen, dass diese 
Entscheidung noch einmal Öl ins Feuer des 
studentischen Wohnungsmarkts gießt, 
verstärkt sie zusätzlich die sich ohnehin 
zuspitzende soziale Ungleichheit in unse-
rer Gesellschaft. Die Tatsache, dass selbst 
die profitablen Wohnheime aufgegeben 

werden sollen, legt nahe, dass es nicht so 
sehr um die Finanzierung als um die Ver-
antwortung, bzw. deren Ablehnung geht. 

Unter dem Vorwand von Einsparungen 
entzieht sich die Landeskirche auf feige 
Art und Weise den Verpflichtungen, die 
sie gegenüber ihren Mieter:innen hat und 
nutzt Gesetzeslücken aus, um aus einer 
der einkommensschwächsten Bevölke-
rungsgruppen noch mehr Profit zu gene-
rieren. Eigentum verpflichtet auch euch! 
Eine Kirche, die sich öffentlich für soziale 
Gerechtigkeit positioniert und diese hinter 
verschlossenen Türen mit Füßen tritt, ist 
hochgradig doppelmoralisch.

IV. „Nur theoretisch antirassistisch“–  
Die Aufgabe des STUBE Programms 
benachteiligt von Rassismus betroffene 
Studierende

Auf der Landessynode der EKiR 2025 ging 
es ganz groß um Rassismus – sogar mit 
jungen Erwachsenen. Cool. Das hat die 
Synode sicher sehr bewegt, dass man sich 
mal wieder auf die Schulter klopfen kann, 
als die liberale evangelische Kirche, denn 
auch wenn man bestimmt noch einen langen 
Weg vor sich hat, redet man ja über seine 
Probleme.  Im nächsten Jahr soll dann da-
rüber abgestimmt werden, ob man dem 
Internationalen Studienbegleitprogramm 
STUBE die Finanzierung streicht. Auf der 
Synode hieß es: "Worten müssen auch 
Taten folgen.“ Blöd nur, wenn diese Taten 
auch finanziell gefördert werden müssen. 
Blöd auch, wenn die mehrheitlich alten, 
weißen, deutschen Entscheider:innen gar 
nicht merken, dass wichtige Ressourcen 
für mehrheitlich junge, nicht-weiße, nicht-
deutsche Studierende wegrationalisiert 
werden. 
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Die ESGn sind seit den 70er Jahren von 
entwicklungspolitischer und rassismuskri-
tischer Arbeit geprägt, da die Wohnheime 
und Gemeinden schon immer ein Ort waren, 
an dem internationale Studierende Heimat 
in Deutschland gefunden haben. Das Stu-
dienbegleitprogramm STUBE unterstützt 
seit 2006 internationale Studierende an 
den ESG-Standorten im Rheinland. Das 
Angebot reicht von Beratung bei persön-
lichen Problemen und behördlichen Vor-
gängen über unbürokratische finanzielle 
Nothilfen bis hin zur Unterstützung in 
gravierenden Notlagen wie einer drohen-
den Obdachlosigkeit oder Abschiebung. 
Darüber hinaus bietet STUBE außerdem 
ein breites Angebot an sozialen und kultu-
rellen Workshops und Seminaren. 

Mit diesem Angebot hat sich STUBE als 
sichere Ansprechstelle für internationale 
Studierende und Hochschulen erwiesen. 
Die Mitarbeitenden der STUBE vereinen 
ein unvergleichbares Wissen und Netz-
werk an Kontakten, von dem nicht nur die 
hilfesuchenden Studierenden, sondern 
auch die Kirche enorm profitieren. Es gibt an 
vielen Hochschulstandorten keine hoch-
schulinternen Strukturen, keine staatlichen 
Träger oder andere Anlaufstellen, die ein 
gleichwertiges Angebot gewährleisten 
können oder wollen. 

Prof. Dr. Paul Mecheril sagte in seinem 
Vortrag bei letzter Landessynode: „Wir 
stehen nicht außen vor. Wir sind nicht 
aus dem Schneider. Wir sind involviert.“ 
Es liegt nun an dieser Synode zu zeigen, 
ob antirassistische Arbeit in dieser Kirche 
mehr wert ist als Selbstbeweihräucherung 
und eine nette Pressemeldung. 

V. „Kirche der Mächtigen“ –  
Die Finanzstrategie enttarnt die  
elitären Denkmuster der Landeskirche

Die Kirchenleitung weiß selbst am besten, 
wie es um die finanziellen Voraussetzungen  
der Kirchenkreise steht. Sie kann also auch 
abschätzen, dass sich die meisten Kirchen-
kreise auch mit einer Bezuschussung von 
100.000 € die Trägerschaft der ESG-Arbeit 
und den Transformationsprozess nicht 
leisten können. Lehnt ein Kirchenkreis die 
Trägerschaft einer ESG ab, fließt dieser 
Betrag selbstverständlich nicht in die an-
deren beteiligten Kirchenkreise, sondern 
zurück in die Taschen der Landeskirche. So-
wohl dieses Vorgehen als auch die bewusst 
gewählte, nicht tragfähige Summe von 
100.000€, sind kalkulierte Maßnahmen 
der Landeskirche, um nach hinten raus 
noch mehr Geld zu sparen, ungeachtet der 
Arbeit, die darunter wegfällt. Die Summe  
zur Unterstützung der Kirchenkreise fungiert 
als Vorwand, der de facto einer  Schließung 
des einzigen EKiR-weiten, erfolgreichen 
kirchlichen Angebots für junge Erwachsene 
gleichkommt. Wir unterstellen, dass die EKiR 
bewusst versucht, die Verantwortung über 
die Schließungen der ESGn auf die Kirchen-
kreise abzuwälzen, um öffentlicher Kritik 
zu entkommen.

„Unten ist Oben“ ist das Motto un-
serer presbyterial-synodal aufgebauten 
Kirche und dennoch wird bei den Spar-

maßnahmen konsequent an der Basis an-
gesetzt, statt Kürzungen bei den oberen 
zehn Prozent der Kirche überhaupt in Be-
tracht zu ziehen. Für eine zukunftsfähige 
Kirche muss man sich auch in einen Pro-
zess begeben, der die Struktur der Kirche 
grundlegend überdenkt, die Privilegien der 
Kirchenleitung, der höheren Angestellten 
und der Pfarrpersonen evaluiert und die 
EKiR aus ihrem Kern heraus transformiert. 
Stattdessen wird an den vermeintlichen 
Rändern gespart. Dieses Vorgehen ist weder 
generationengerecht noch sozialverträglich. 
Es verhindert keine Milieuverengung, es 
beschleunigt sie.  

Die Finanzstrategie bietet in dieser 
Form keine Grundlage, die es allen neun 
Kirchenkreisen ermöglicht, die ESG-Arbeit 
fortzuführen. Sollte dieser Vorschlag auf 
der Synode angenommen werden, wird es 
in vielen Kirchenkreisen schlichtweg kein 
vergleichbares Angebot für junge Erwach-
sene mehr geben. Wie das zu einer Kirche 
passt, die sich angeblich so sehr um junge 
Erwachsene bemüht, ist uns ein Rätsel. 
Die Landeskirche versteckt sich hinter den 
finanziell schwachen und mit der Über-
nahme überforderten Kirchenkreisen, um 
ihre eigenen Versäumnisse in der jungen 
Erwachsenenarbeit zu kaschieren. Alles 
ist gut, solange die Konten der führenden 
Kräfte weiterhin gedeckt sind und die Ver-
antwortungsträger der Kirche keine echte 
Verantwortung übernehmen müssen.
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VI. „Wo Wertschätzung?“ – Diese Kirche 
will keine jungen Erwachsenen

Der Prozess, in dem die Finanzstrategie 
entwickelt wurde, die Kommunikation dieser 
und die Erfahrungen, die in den letzten 
Jahren in den ESGn mit der Kirchenleitung 
gesammelt wurden, zeigt, dass jungen 
Erwachsenen und Ehrenamtlichen nicht 
als gleichwertige Gesprächspartner:innen 
auf Augenhöhe begegnet wird. Es besteht 
keinerlei Wertschätzung für die Arbeit, die 
wir seit Jahren erbringen und alles, was wir 
als ESGn in den ganzen letzten Jahrzehn-
ten geleistet haben, wird ohne Zögern mit 
Füßen getreten.

(Ergänzung nach der Landessynode: So-
wohl bei dem Gespräch vom 18.12.25 mit 
Oberkirchenrätin Tetz und Präses Latzel, 
als auch in einem offiziellen Gespräch 
mit zwei Vertretern des Redaktionsaus-
schusses auf der Landessynode, haben 
wir diesen Umstand thematisiert und eine 
Zusicherung für den Erhalt der Summe 
von 1.000.000€ für die ESGn gefordert, 
unabhängig davon, ob einzelne Standorte 
das Angebot der Landeskirche annehmen. 
In beiden Gesprächen konnten uns keine 
Gegenargumente genannt werden und uns 
wurde versichert, dass der Vorschlag mit in 
die Ausschüsse genommen werden würde.

In dem von der Synode entschiedenen Be-
schluss wird diese Zusicherung in keinem 
Satz erwähnt.

In einem Gespräch mit einem Mitglied 
der Kirchenleitung im Nachhinein, wurde 
uns lediglich gesagt, dass diese Forderung 
im ganzen Trubel „untergegangen sein 
müsse“ und zum dritten Mal gefolgt von 
dem leeren Versprechen, dass man den 
Vorschlag „mitnehmen würde“.)

In der Kirche wird viel von „mixed eco-
logy“ gesprochen und davon, neben den 

klassischen Ortsgemeinden neue Formen 
von Kirche zu  ermöglichen. Gleichzeitig 
wird ESG als ein  etabliertes, funktionie-
rendes, lebendiges Angebot in der Kirche 
nicht ernst genommen. Stattdessen werden 
wir aus der landeskirchlichen Verantwor-
tung ausgegliedert und sollen die Folgen 
der Fehler tragen, die über Generationen 
hinweg von Verantwortungsträgern in der 
EKiR gemacht wurden.

Dieses Vorgehen ist der Gipfel der teils 
versteckten, teils offen kommunizierten 
Ignoranz, Abschätzigkeit und Respektlo-
sigkeit, die uns Studierenden von Teilen 
der Kirchenleitung in den letzten Jahren 
immer wieder entgegengebracht wurde. 
Keine Ortsgemeinde muss sich daran mes-
sen lassen, wie viele junge Erwachsene sie 
vom Kirchenaustritt abhält (oder wird gar 
dazu aufgefordert, dies in konkreten Zah-
len vorzulegen). Keine Ortsgemeinde muss 
sich vom Präses erklären lassen, dass ihr 
Wunsch auf eine synodale Vertretung das-
selbe sei, wie ein Angelverein, der einen Sitz 
im Bundestag einfordert. Eine Kirchenlei-
tung, die glaubt, dass dies ein angemessener 
Umgang mit ihren Kirchenmitgliedern sei, 
hat kein Recht dazu, sich öffentlich zu wun-
dern, warum junge Erwachsene kein Teil 
ihrer Kirche sein wollen. 

Eine Kirche, die sich von unten nach 
oben wegkürzt, kann keine lebendige Kirche  
sein. Übrig bleibt ein aufgeblasener Ver-
waltungsapparat, geführt von Kräften, die 
vielleicht besser BWL als Theologie studiert  
hätten. Die EKiR wird geführt wie ein 
schlechtes Unternehmen; intransparent, 
mit einer Prise Machtmissbrauch und 
einer Spitze, die sich auf den unter- und 
unbezahlten Arbeitskräften an der Basis 
ausruht. Sie ist ein schlechter Arbeitgeber, 
ein herzloser Vermieter, und ein undankbarer  

Verein, der sich noch gerade so hinter den 
vielen tollen und engagierten Menschen 
an der Basis verstecken kann. Wir finden  
Gott in unseren Kirchen, unseren Gemeinde
häusern und unserer Gemeinschaft, aber  
sicher nicht auf den Fluren des Landes- 
kirchenamtes. 

Dieses Vorgehen lässt uns hinterfra-
gen, warum wir uns in einer Kirche enga-
gieren, die offenbar nicht bereit ist, sich 
auch für uns einzusetzen. Wären wir nicht 
im Laufe unseres Studiums über die ESG 
gestolpert und hätten in ihr eine Heimat 
gefunden, dann wären viele von uns schon 
länger kein Teil dieser Kirche mehr. ESG ist 
ein Ort, an dem die EKiR junge Erwachsene 
als Teil ihrer anerkennt, ihre Bedürfnisse,  
Gemeindeformen und den Glauben junger  
Menschen ernst nimmt. Diesen Ort zu  
nehmen sendet ein fatales Signal, an  
die engagierten jungen Ehrenamtlichen, 
an die lockeren und regelmäßigen Teil
nehmer:innen der Veranstaltungen, an die 
jungen Erwachsenen, die die Wohnheime  
und Gemeinden ihr Zuhause nennen und 
an alle ihre Angehörigen, die erleben durften,  
was ESG bedeuten kann.

Wir sind immer offen für Nachfragen, 

Anregungen und Kritik an unserem Papier. 

Da wir selbständig handelnde Erwachsene 

sind, bitten wir darum, diese nicht an 

unsere Pfarrpersonen zu richten, sondern 

mit uns direkt in Kontakt zu treten ;) 

 

Kontakt: janina.brucksch@ekir.de, emilia.

dahmen@ekir.de, anna_bernhardt@mail.de 
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ESG ist man niemals alleine 

Liebe Demonstrierende,

ESG ist man niemals alleine, gerade habe 
wir gehört, wie es die Studierenden erfah-
ren haben, hier Gemeinschaft und Freunde 
zu finden. Ich möchte diese Dimension 
noch größer machen, sie ist auch interna-
tional. Für viele der Studierenden aus dem 
globalen Süden sind die ESGn ein wichtiger 
Anlaufpunkt. Bei ihrer Einreise zum Zwe-
cke eines Studiums müssen sie Finanzen 
in Höhe einer Jahres-Bafög-Förderung 
nachweisen, das sind über 10.000 €. Und 
dann erneut, wenn sie diesen Aufenthalts-
titel verlängern wollen. Dabei bekommen 
sie keinerlei staatliche Unterstützung, sie 
müssen sich ihren Aufenthalt, ihre Studi-
engebühren, ihren Unterhalt vollkommen 
alleine verdienen, neben ihrem Studium. 
Oft erwartet die Familie im Herkunftsland, 
dass sie Geld schicken, sie sind ja jetzt im 
reichen Westen. Kein leichtes Leben. Wenn 
diese Studierenden ohne Stipendium nun 
krank werden oder in einer schwierigen 
Prüfungssituation sind, in der sie nicht im 
gleichen Ausmaß arbeiten können, müssen 
sie oft Hunger leiden. In diesen Notfäl-

len gibt es für die ESGn die Möglichkeit, 
bei Brot für die Welt Gelder zu beantragen, 
damit die Studierenden aus Asien, Afrika, 
Lateinamerika und Osteuropa ihr Studium 
zu einem Abschluss führen können oder 
prüfungsrelevante Zeiten überbrücken kön-
nen. Wenn keine ESGn mehr zur Beratung 
und Beantragung für diese Studierenden zur 
Verfügung stehen, verlieren diese Menschen 
einen wichtigen Halt in unserem Land. ESG 
betreibt man als Landeskirche nicht nur für 
die eigenen Gemeindemitglieder, sondern in 
einem bundesweiten und globalen Kontext, 
ESG ist man nicht nur für sich alleine.

Annette Klinke 

ist ESG-Referentin für Internationales und 

Ökumene in der Geschäftsstelle in Hannover

VerbandVerbandDer rote Hahn muss bleibenDer rote Hahn muss bleiben
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Der rote Hahn muss bleiben!
Bericht von einer Demonstration
Lydia Metz

Am Freitag, den 16.01. war der Auftakt der 
Landessynode der evangelischen Kirche 
im Rheinland mit einem Eröffnungsgottes-
dienst. Vor dem Gottesdienst morgens 
versammelten sich ca. 300 Menschen, um 
für den Erhalt der ESGn zu protestieren, 
darunter aktive Studierende aus den be-
troffenen ESGn, ESGler*innen aus ganz 
Deutschland, aber auch viele Ehemalige 
und Kooperationspartner*innen aus Kirche 
und Gesellschaft. Auf der Landessynode 
sollte und wurde nämlich eine neue Fi-
nanzstrategie beschlossen, wodurch die 
Finanzierung der neun ESGn im Rheinland, 
und zwar Aachen, Bonn, Duisburg-Essen, 
Düsseldorf, Koblenz, Köln, Saarbrücken, 
Trier und Wuppertal nicht mehr sicher-
gestellt ist.

Unsere Vorsitzende des Geschäftsfüh-
renden Ausschusses Lydia Metz (ESG Bonn) 
und Annette Klinke aus der Geschäftsstelle 
der Bundes-ESG waren auch vor Ort, um 
die Demo zu unterstützen.

Schon mehrere Wochen im Voraus 
wurde eine Petition gestartet, von Michaela  
Richter, der Vorsitzenden des Ehemaligen- 
und Fördervereins NizzaLink e.V. der ESG 
Aachen. Die Petition wurde mit über 
6000 Unterschriften während der Demo 
an den Präses der EKiR Thorsten Latzel 
übergeben. Neben der hohen Anzahl der 
Unterstützer*innen ist vor allem die hohe 
Zahl an positiven Kommentaren und Pro-
Argumenten auf der Petitionsseite bemer-
kenswert. Also wer mal wirklich starke Ar-
gumente für und Wirkungsmechanismen 
der ESG-Arbeit lesen will, kann das unter 
der Petition „Der rote Hahn muss bleiben 
– Petition gegen die Abschaffung der ESG 
in der EKiR“ tun.

Neben der Petition konnte vor allem die 
Social-Media-Präsenz der Studierenden-
konferenz der ESGn im Rheinland ein großes 
Publikum erreichen.

Während der Synodentagung ist ganz 
deutlich geworden, dass viele Synodale 
die Arbeit der ESG schätzen und gleich-
zeitig bleibt der Frust spürbar, dass der 
Entscheidungsprozess nicht partizipativ 
gestaltet wurde und junge Erwachsene 
nicht miteinbezogen wurden. Die Stim-
mung der Synode war zwar durch die en-
gagierten ESGler*innen jung und aktivis-
tisch geprägt, aber an den Entscheidungen 
bezogen auf die Finanzstrategie hat sich 
inhaltlich nicht wirklich etwas verändert. 
Trotzdem hatte die Präsenz auf dem Stand 
vor dem Tagungssaal der Synode sowie die 
Präsenz im Publikum von vielen Studis mit 
rotem ESG-Merch eine Wirkung und es 
war ein richtiger Gemeinschaftsspirit zu  
spüren – ESGn-übergreifend. Beschlossen  
wurden aber weiterhin folgende drei 
Schritte bezogen auf die ESGn:

1. Die Wohnheime sollen ab 2030 nicht 
mehr in der Trägerschaft der Landeskirche 
bestehen, sondern abgegeben werden. 
Idealerweise an eine andere kirchliche Or-
ganisation oder studentische und als letzte 
Option als Immobilie verkauft werden. 

In den verschiedenen ESGn gibt es 
schon Überlegungen, aber es hängt na-
türlich auch mit finanziellen Ressourcen 
zusammen und es wird wahrscheinlich auf  
neun unterschiedliche Lösungen hinaus- 
laufen.
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2. Die Evangelische Kirche im Rheinland 
beendet ab 2028 die landeskirchliche Trä-
gerschaft für die Beratung ausländischer 
Studierender und die STUBE-Begleitpro-
gramme. Ziel ist, die Aufgaben möglichst 
an andere Träger zu überführen oder in die 
neuen Konzepte zu integrieren.

 Fragwürdig ist nur, an wen, und da 
entsteht zurecht die Sorge, dass STUBE 
im Rheinland einfach alternativlos weg-
fallen wird. 

VerbandVerbandDer rote Hahn muss bleibenDer rote Hahn muss bleiben

3. Die Marke „ESG“ soll erhalten bleiben. 
Die ESGn entwickeln sich in den nächsten 
beiden Jahren konzeptionell partizipativ 
und standortbezogen (z.B. zu „Gemeinden 
junger Erwachsener“) auf Kirchenkreis
ebene weiter. Die Kontaktfläche zu den 
Hochschulen bleibt weiterhin konzeptio-
neller Bestandteil. Die Landeskirche über-
nimmt dauerhaft Verantwortung für die 
neuen Gemeindeformen, indem sie diese 
finanziell unterstützt (Anmerkung: etwa 

100.000 Euro pro Jahr sind in Aussicht 
gestellt). In die Konzepte werden die Fragen  
der Stube-Arbeit und der Wohnheime 
aufgenommen.

Es bleibt aber offen, inwieweit die ein-
zelnen Kirchenkreise in Zukunft die Arbeit 
der Orts-ESGn finanziell und inhaltlich 
unterstützen und fördern, denn das bereit-
gestellte Geld reicht auf jeden Fall nicht für 
eine Pfarrstelle.

Der nächste Schritt ist, dass die neun 
ESGn an ihre Kirchenkreise heranziehen 
und in Gespräche über die Zukunftsplanung 
gehen.

Ich bin einerseits immer noch frustriert 
über die Entscheidung der EKiR, aber an-
dererseits war ich auch überwältigt von 
der Kraft und dem Engagement kurz vor 
und auf der Synode für den Erhalt der 
ESGn und bin zuversichtlich, dass diese 
engagierten Menschen sich auch aktiv an 
der Neufindung beteiligen und die Marke 
ESG im Rheinland weiterhin erkennbar 
sein wird.

Lydia Metz ist Vorsitzende des Geschäfts-

führenden Ausschusses der Bundes-ESG
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Menschen und Nachrichten

Kommen und Gehen 
Auflösung
Weihnachtsrätsel

Das Personalkarussell in den ESGn dreht 
sich und dreht sich … 

Etliche neue Hauptamtliche waren kürz-
lich Teilnehmer*innen der Einführungs-
tage (s. S. 34). Wo Willkommen ist, ist  
aber auch Abschied. Jirij Knoll wurde als 
Hochschulseelsorger in Weingarten ver-
abschiedet, Swantje Eibach-Danzeglocke 
nach beinahe 20 Jahren aus der ESG Aa-
chen. Dr. Constanze Hartung geht aus der 
ESG Jena als neue Superintendentin nach 
Weimar; ihr Nachfolger in der ESG Jena ist 
Dr. Volker Rabens. Daniel Rathjens, neuer 
Studierendenpfarrer in Kiel, konnte uns 
schon während der Hauptamtlichenkon-
ferenz in Plön in der ESG begrüßen. Neu 
in Freising ist Diakonin Julia Rotter, Marie 
Ebert leitet Wohnheim und Hochschulge-
meinde in Ludwigsburg. Um die Seelsor-

ge am Campus Göppingen kümmert sich 
Pfarrer Andreas Honegger. Für die evan-
gelische Hochschulseelsorge am Campus 
Heilbronn ist nun Dr. Miriam Haar ver-
antwortlich. Die Ökumenische Hochschul
seelsorge in Nürtingen versieht Konrad 
Mohl. Neu in der ESG Darmstadt ist Almut  
Gallmayer und Anne Urban ist nun  
Studierendenpfarrerin in der ESG Gießen. 
In der ESG Lippe ist nun auch Pfarrer 
Matthias Altevogt Ansprechpartner für 
Studierende am Standort Lemgo. Oliver 
Friedrich verstärkt seit 1. Mai das Team 
in der ESG Hannover und neue Studieren-
denpfarrerin in Göttingen ist Dr. Birke 
Siggelkow-Berner. 

Und nicht zuletzt: Die ESG Leipzig feiert 
am ersten Juliwochenende ihr 80jähriges 
Bestehen! Herzlichen Glückwunsch!

Save the Date
12. Vollversammlung der ESG 

18. – 19. September 2026 in Köln 

Die studentischen und hauptamtlichen Delegierten werden über 
die Landeskirchen zur Vollversammlung entsandt. Dazu sendet 
die Bundes-ESG Ende April 2026 eine Einladung an alle ESGn/
EHGn/ÖHGn/ÖSGn/EKHGn, .... Bis zum 30. Juni müssen alle De-
legierten von den Landeskirchen gegenüber der Geschäftsstelle 
benannt werden. Davon unabhängig müssen sich die Delegierten 
zusätzlich online anmelden.

Der Vollversammlung vorgeschaltet ist die Studierenden-
konferenz (17. bis 18.9.2026). Hier besprechen die Studierenden 

Das letzte Weihnachtsrätsel muss einen 
Nerv getroffen haben, jedenfalls erreichten 
uns noch nie so viele (richtige) Einsendun-
gen. Ein Überraschungspaket geht in Kürze 
an Ruben in Dresden, Franca und Arne in 
Berlin, Emilia in Köln und an Anna aus ???

Lösungswort: Friede auf Erden

Themen aus ihren Studierendengemeinden, vernetzen sich und 
bereiten sich auf die anstehende Vollversammlung und dort vor 
allem auf die Geschäftssitzung mit ihren Wahlen und Anträgen 
vor. Wenn dann noch Zeit ist, beschäftigen sich die Studierenden 
in Workshops mit dem Oberthema des Symposiums – im Jahr 
2026 ist das "Umgang mit Rechtsruck in Kirche und Hochschule".

Vom 19. bis 20.9.2026 folgt das öffentliche Symposium, für das 
der Teilnehmendenkreis geöffnet wird. 
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Poetry

Selig sind
die den Frieden machen
denn sie werden Gottes Kinder
heißen

Selig sind
die Abschussrampen 
für Atomraketen bauen
denn sie schrecken 
unsere Feinde ab

Selig sind
die zuerst zuschlagen
denn sie hindern unsere Feinde
uns anzugreifen

Selig sind
die Militärseelsorger
die unsere Soldaten begleiten.
Sie sorgen für seelische
Rekreation

Selig sind
die im Felde taufen.
Sie erfüllen den
Missionsbefehl

Selig sind
die Witwentröster
denn sie trösten
die Witwen und Waisen
und sagen den Eltern
dass der Tod nicht umsonst war 

Selig sind
die um der Gerechtigkeit willen
verfolgt werden
denn ihnen gehört
das Himmelreich

Liebt eure Feinde

Friede auf Erden

Die Ausgabe 3/2026 erscheint im November 2026 zum Thema Hoffnung. 
Beiträge, die zur Veröffentlichung bestimmt sind, bitte an Uwe-Karsten Plisch senden: ukp@bundes-esg.de.
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Buchtipp
Umdenkschrift zum Evangelischen Diskurs  
über Krieg und Frieden

Die Evangelische Kirche in Deutschland hat 
Anfang November 2025 der Öffentlich-
keit eine neue Denkschrift über Krieg und 
Frieden präsentiert. Staatlicherseits und 
in einigen Leitmedien gab es Applaus, die 
Verfasser*innen und der Rat der EKD frag-
ten sich erstaunlicherweise jedoch nicht, 
was sie falsch gemacht haben mochten, 
sondern nahmen den Applaus als Indiz für 
wiedergewonnene Relevanz. Innerkirchlich 
waren die Reaktionen höchst unterschied-
lich, je nachdem, in welchen Mikromilieus 
man verkehrt. Neben Zustimmung zum 
neuen (Kriegs-)Realismus, stieß die Denk-
schrift vielfach auf Entrüstung und breite, 
außergewöhnlich starke Kritik. Die EKD, 
scheint es, erliegt mit ihrer Denkschrift 
dem Mythos der erlösenden Gewalt und hat  
sich mit ihrer Rechtfertigung von Präven-
tivkriegen („präventive Re-Aktionen“, sic!) 
und ihrer Abkehr vom kategorischen Nein  
zu Atomwaffen als ernstzunehmende  
friedensethische Stimme aufgegeben. Der 
Band versammelt 38 Beiträge, die eine 
solide Grundlage bieten, sich mit der soge-
nannten Friedensdenkschrift der EKD subs-
tantiell und kritisch auseinanderzusetzen.

Aufgrund der starken Resonanz des ersten 
Bandes der Umdenkschrift erschien bereits 
einen Monat später ein weiterer Band:

Umdenkschrift zum Evangelischen 

Diskurs über Krieg und Frieden

Kritische Wortmeldungen aus der  

EKD-Kontroverse – Eine Sammlung 

edition pace – Band 43

Hg. V. Peter Bürger, im Auftrag der 

Solidarischen Kirche im Rheinland 

und des Ökumenischen Instituts für 

Friedenstheologie.

Paperback, 300 Seiten

BoD 2026

ISBN-13: 9783695743476

Print: 12,99 Euro, e-book: 2,99 Euro

Umdenkschrift II zum Evangelischen 

Diskurs über Krieg und Frieden

Weitere kritische Wortmeldungen 

aus der EKD-Kontroverse – Zweite 

Sammlung

edition pace – Band 44

Hg. V. Peter Bürger, im Auftrag der 

Solidarischen Kirche im Rheinland 

und des Ökumenischen Instituts für 

Friedenstheologie

Paperback, 152 Seiten

BoD 2026

ISBN-13: 9783695747337

Print: 7,99 Euro, e-book: 4,99 Euro
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Friedenstüchtig werden
Rezension von Uwe-Karsten Plisch

Wigbert Tochas neues Buch passt einer-
seits gut zu den aktuellen Debatten um 
Kriegstüchtigkeit, Wiedereinführung der 
Wehrpflicht und den (innerkirchlichen) 
Streit um die aktuelle Friedensdenkschrift 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
die Tocha hart, aber mit guten Argumenten, 
eine Kriegsdenkschrift nennt. Andererseits 
ist das Buch aber viel mehr, insofern Tocha 
nicht nur die aktuelle Kriegspropaganda 
seziert, sondern in einem weiten Bogen 
die Geschichte des Pazifismus darlegt und 
daraus positive Handlungsoptionen für 
eine am Frieden orientierte Politik ableitet, 
sich eben nichts weniger als eine (mit Ar-
gumenten untersetzte) Überredung zum  
Pazif ismus vornimmt. Als ehemaliger 
Redakteur bei PublikForum kennt der 
Autor und Sozialphilosoph Tocha nicht 
nur das journalistische Handwerk aus 
eigener Erfahrung, sondern beschreibt 
auch kundig, wie Kriegspropaganda medial  
aufbereitet wird und in die öffentliche 
Debatte einsickert. Dabei nennt er nicht 
nur die Dinge beim Namen, sondern auch 
die Akteur*innen, etwa die Journalistin  
Katrin Eigendorf, die 2023 mit dem 
Augsburger Friedenspreis ausgezeichnet  
wurde, vom Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land aber zugleich mit dem Satz zitiert  
wird: „Die Russen sind kein modernes  
europäisches Volk.“ Man muss nicht „die 
Russen“ durch „die Juden“ ersetzen um zu 
erkennen, dass dieser Satz rassistisch ist. 

Wer über Kriegspropaganda schreibt, 
kommt an George Orwell nicht vorbei, so 
ist denn das erste Kapitel auch überschrie-
ben mit: Orwell oder Wenn Frieden kriegs-
tüchtig wird. Was Orwell 1948 in seiner 
Dystopie 1984 beschrieb, ist erschreckend 
hellsichtig und aktuell: „Krieg ist Frieden“. 
Die Bundeswehr war bekanntlich 20 Jahre 

im „Auslandseinsatz“ in Afghanistan und 
führte dort „friedenserhaltende Maßnah-
men“ durch (mit dem bekannten Ergebnis).

Das zweite Kapitel beschreibt die 
Grundprinzipien des Pazifismus und analy-
siert zugleich dessen aktuelle Verunglimp-
fungen und Verfälschungen. Ausgehend 
von Immanuel Kants Schrift Zum ewigen 
Frieden wird in den folgenden Kapiteln die 
Geschichte des Pazifismus (nicht chrono-
logisch) entfaltet: von Kant über Einstein 
und die Bibel zu Mahatma Gandhi. Beson-
ders interessant ist im Einstein-Kapitel 
(Kapitel 4) der Rekurs auf Erasmus von 
Rotterdam, dessen klare und unmissver-
ständliche Antikriegshaltung über Jahr-
zehnte allenfalls Spezialist*innen bekannt 
war und die gerade vielfach wiederent-
deckt wird. Der Star-Intellektuelle des 16. 
Jahrhunderts stand damit auch in strikter 
Opposition zu Luthers Rechtfertigung des 
Kriegshandwerks: „Jeder, der Christus ver-
kündigt, verkündigt den Frieden. Jeder,  
der den Krieg predigt, predigt den ärgsten  
Gegenspieler Christi.“ Zur Lehre vom ge-
rechten Krieg merkt Erasmus nur knapp an:  
„Kaum ein Friede ist jemals so ungerecht, 
dass er nicht auch dem gerechtesten Krieg  
vorzuziehen wäre.“ Besonders modern mutet  
Erasmus‘ Einsicht an, dass der Mensch ein 
kommunikatives, auf Kooperation hin an-
gelegtes Wesen ist, während uns aktuelle 
Kriegstreiber immer wieder weiszumachen 
versuchen, dass der Krieg nun einmal, lei-
der, leider, Teil der menschlichen Natur 
sei. Dass die Alternative zur (erlösenden) 
Gewalt nicht Nichtstun ist (wie uns z.B. 
Ursula von der Leyen einreden möchte: 
„To sit and wait is not an option“), war 
Mahatma Gandhi so wichtig, dass er den 
missverständlichen Begriff des passiven 
Widerstands durch eine eigene Kategorie, 

Wigbert Tocha

Friedenstüchtig werden.

Überredung zum Pazifismus

Büchner-Verlag Marburg, 2026

292 Seiten

26,00 Euro (Buch), 20,99 Euro (e-book)

ISBN-13: 978-3963174438

Satyagraha, ersetzte als Bezeichnung für 
das gewaltfreie Handeln für den Frieden 
(195ff). Eingebettet in den Text sind zwei 
Interviews, die neue Perspektiven ein-
bringen, eines mit Clemens Ronnefeldt, 
Friedensreferent des internationalen 
Versöhnungsbundes (170-179) und eines  
mit der Friedensforscherin Christine 
Schweitzer (226-233) zum Thema Soziale  
Verteidigung. Zur Dekonstruktion des all-
gegenwärtigen Mythos der erlösenden 
Gewalt leistet dieses Buch einen wichtigen 
Beitrag.
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Bücher, die die Welt nicht braucht I
Rezension von Uwe-Karsten Plisch

Thomas A. Seidel/ 

Rochus Leonhardt (Hrsg.)

Kreuzzüge und Friedensdienste

Das Christentum zwischen Bibel und 

Schwert

Georgiana.  

Neue theologische Perspektiven Bd. 9

Leipzig (Evang. Verlagsanstalt) 2026

214 S., 38,00 Euro (E-Book 37,99 Euro)

Das zu besprechende Buch ist der nunmehr 
schon neunte Band der Reihe Georgiana, 
die im Auftrag der Evangelischen Bruder-
schaft St. Georgs-Orden (StGO) herausge-
geben wird. Die Bruderschaft wurde 1987 
hauptsächlich von ehemaligen kirchlichen 
Mitarbeitern aus der DDR gegründet, die 
ausgereist oder aus politischer Haft freige-
kauft worden waren. Der Namenspatron  
des Ordens, einer der vierzehn Nothelfer,  
ist u.a. Schutzpatron der Adligen und Ritter.  
Die Ordensbrüder, die sich als philosophisch 
gebildete Liberal-Konservative verstehen, 
nennen sich denn auch beim Vornamen 
und fügen den Geburtsort hinzu, der am-
tierende Großkomtur Br. Thomas von 
Neukirchen durfte bei seiner Investitur  
das Ordensschwert anfassen. Zu den Brü-
dern zählt auch der frühere DDR-Dissident 
und Schriftsteller Siegmar Faust, der in den 
letzten Jahren immer weiter nach rechts 
abgedriftet ist, in Zeitschriften wie der 
Preußischen Allgemeinen Zeitung oder der 
Jungen Freiheit publiziert und dank einiger 
Skandale in etlichen Gedenkstätten keine 
Führungen mehr abhalten darf. Wenn es 
dem Orden gelingt, dem irrlichternden Br. 
Siegmar von Dohna eine geistliche Heimat 
und sozialen Halt zu geben, ist das zweifellos 
eine beachtliche Leistung. Wer näher in diese 
fremde Welt philosophisch gebildeter Libe-
ral-Konservativer eintauchen möchte, kann 
auch zuerst den letzten Beitrag des Ban-
des im Anhang zur Geschichte des Ordens  
lesen, muss aber ein bisschen Resilienz 
und/oder Humor mitbringen.

Der Kern des Bandes bietet die Beiträge  
einer Tagung, die im Oktober 2024 im Au-
gustinerkloster zu Erfurt stattfand und teilt  
diese in drei Abteilungen zu je drei Bei-
trägen, die sich grob den Stichworten 
Vergangenheit – Gegenwart – Zukunft 
zuordnen lassen: I . KREUZZÜGE UND 
FRIEDENSDIENSTE. Historische Spuren 
und gegenwärtige Situation (13-80), II. 
DER UKRAINE-KRIEG. Eine Anfrage an die 
evangelische Friedensethik (81-142) und III. 
PROFILE EINER NEUEN WELT(FRIEDENS)
ORDNUNG (143-187). Die Tagung fiel also 
in eine Zeit, in der bereits intensiv an der 
neuen Friedensdenkschrift gearbeitet 
wurde, mit der sich die EKD letzten Herbst 
als ernstzunehmende Akteurin aus dem 
friedensethischen Diskurs verabschiedet 
hat. Besonders im Mittelteil finden sich et-
liche Überlegungen, die auf die kommende 
Denkschrift vorausweisen.

Im ersten Beitrag: Militia Christi (Kriegs-
dienst, oder auch: Feldzug oder: Ritter-
schaft Christi) schlägt Johannes Schilling 
den Bogen vom ersten Kreuzzug über „Das 
Lob des neuen Kriegsdienstes“ des Bernhard  
von Clairvaux zu Luthers Rechtfertigung des 
christlichen Soldatenstandes im Rahmen  
seiner Lehre von den zwei Regimenten. 
Mit einem Verweis auf Harnack wird gleich 
zu Anfang festgestellt, dass der Krieg 
eine anthropologische Grundgegebenheit  
sei. Eine so steile (wenn auch alte) These,  
bedürfte denn aber doch einer tieferge-
henden Begründung als den lapidaren 
Satz: „Die historische Erfahrung erweist 
diesen Satz als zutreffend.“ (16). Die „his-
torische Erfahrung“ beweist anthropolo-
gisch selbstverständlich gar nichts. Die 
Behauptung „Diese Idee [des Kreuzzugs] 
verdankt sich nicht politischen Tageser-
wägungen“ (17) ist bestenfalls eine sehr 
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verkürzte Wahrheit, denn ohne „politische  
Tageserwägungen“ und politische und 
sozioökonomische Interessen wäre die 
Kreuzzugsidee schlicht eine fromme 
Schnapsidee geblieben. Die Gelehrtheit 
des Beitrages erkennt man an den vielen, 
oft unübersetzten, lateinischen Zitaten.

Mitherausgeber und Großkomtur 
Thomas A. Seidel versucht in seinem Beitrag 
den Weg Dietrich Bonhoeffers vom radikalen 
Pazifisten zum Verantwortungsethiker, 
d.h. für Seidel, „Bonhoeffers Abkehr vom 
Prinzip absoluter Gewaltlosigkeit“ (50) 
nachzuzeichnen, um Bonhoeffer so für die 
eigenen Positionen fruchtbar zu machen. 
Nachdem die restaurativ-konservative 
Theologie der frühen Bundesrepublik 
Bonhoeffer lange Zeit als „Vaterlands-
verräter“ hatte links liegen lassen, reiht  
sich der Beitrag in aktuelle Versuche kon-
servativer Aneignung Bonhoeffers ein – 
angesichts der Originalität und (darum) 
Sperrigkeit von Bonhoeffers Denken kein 
leichtes Unterfangen.

Die EKD-Chefdiplomatin Anne Gideon 
würdigt in ihrem Vortrag (basierend auf 
gemeinsam mit Patrick Roger Schnabel 
erarbeitetem Material, der deshalb als Mit-
autor genannt wird) unaufgeregt und dip-
lomatisch ausgewogen die Vielstimmig-
keit des Pazifismus in der evangelischen  
Friedensethik als eigenen Wert. Der Ukraine- 
Krieg wird hier insofern in größere Zusam-
menhänge eingeordnet, als auch ande-
re militärische Auseinandersetzungen in  
Europa nach dem Ende des Kalten Krieges, 
auch die mit NATO- und Bundeswehrbe-
teiligung, in den Blick genommen werden. 
Kernfrage des Beitrages ist: „Wie lässt 
sich die radikale Friedensforderung des 
biblischen Zeugnisses mit dem Leben in 
einer gewaltbestimmten Welt zusammen-

denken?“ (66). Die Frage ist allerdings 
schief, da das biblische Friedenszeugnis 
ja selbst in einer gewaltbestimmten Welt 
und in einem (meist) besetzten Land for-
muliert wurde. Mit Recht betont Gideon, 
dass Bonhoeffers Widerstandsethik gegen 
eine selbst zum Verbrecher gewordene 
Obrigkeit gewonnen wurde (71). Mit Recht 
konstatiert sie, dass „der freiheitlich- 
demokratische Rechtsstaat westlicher 
Prägung“ nicht „die Anziehungskraft ent-
faltet“ hat, „die so viele ihm nach 1989/90 
zugetraut haben“ (76). Die Frage nach dem 
Warum wird indes nicht gestellt, wie man 
überhaupt Reflexionen über den Zusam-
menhang von entfesseltem Kapitalismus, 
Rüstung und Krieg in diesem Band ver-
geblich sucht. Bemerkenswert ist Gideons 
mehrfache positive Bezugnahme auf die 
EKD-Friedensdenkschrift von 2007, die 
durch die Friedensdenkschrift von 2025 
regelrecht abgeräumt wurde, worüber sich 
Gideon sicher schon im Vorhinein im Klaren  
gewesen sein dürfte.

Der zweite Teil ist stark auf den Ukraine- 
Krieg fixiert, eine inhaltliche Engführung, 
die schon immer problematisch war 
(„Zeitenwende“!) und durch den völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg auf den Iran 
durch die USA und Israel ohnehin obso-
let geworden ist. Den Auftakt macht hier 
allerdings der Friedensbeauftragte der 
EKD, Friedrich Kramer, den man als Lan-
desbischof der EKM bei einer Friedens-
Tagung in Erfurt wohl schlecht übergehen  
konnte, mit einem Beitrag über die „Grund-
züge eines jesuanischen Pazifismus“ (83-99). 
Das Kreuz Jesu sieht Kramer als Verkörpe-
rung der Feindesliebe, die Interpretation 
der Kreuzesnachfolge als Kreuzzugsnach-
folge durch die Kreuzritterorden versteht 
er folgerichtig als Pervertierung der Bot-

schaft Jesu, die der Christenheit mit Recht 
vorgehalten werde – die Brüder werden’s 
nicht gern gehört haben. Das Vorwort 
konstatiert denn auch etwas säuerlich: 
„Ungeachtet der Herausforderung, vor die 
der Ukrainekrieg eine so profilierte christ-
liche Friedensethik stellt, möchte Kramer 
die mit dem jesuanischen Pazifismus gege-
bene Zumutung annehmen.“ (8). Kern von 
Kramers Ausführungen ist der Abschnitt 
über „Die Entdeckung der Gewaltlosigkeit 
als lebbares politisches Konzept“ (89-92), 
in dem er den Bogen von Lew Tolstoi über 
Mahatma Gandhi bis zur friedlichen Re-
volution in der DDR spannt, die gerade 
deshalb erfolgreich war, weil sie gewaltfrei 
war, also Möglichkeiten aufzeigt, die von 
der EKD-Denkschrift von 2025 kleingläubig 
in Abrede gestellt werden. 

Ellen Ueberschär sieht mit dem Angriff 
Russlands auf die Ukraine den Zusam-
menbruch der (!) evangelischen Friedens
ethik einhergehen. Dazu bedient sie sich 
des intellektuellen Taschenspielertricks, 
zwischen „biblischer Vision und geopoliti-
schem Realismus“ (101) zu unterscheiden. Als 
wäre die Bibel nicht ein durch und durch 
geopolitisch realistisches Buch! In etwas 
infamer Weise konstatiert sie das „Ende ei-
nes gemütlichen Nationalpazifismus“, den 
sie in Teilen der AfD und ihrer Wählerschaft  
zuschlägt. Dass sie mit ihrem zwanghaf-
ten Ausmachen von Epochenbrüchen 
(die man doch immer erst in der histori-
schen Rückschau wirklich versteht) selbst 
eine sehr eurozentrische Binnenpers
pektive einnimmt, ist ihr nicht bewusst.  
Am Ende ihres Vortrags zitiert sie, wie 
schon am Anfang, ihren Helden und Pro-
pheten (108), den eitlen Hohlschwätzer 
Joachim Gauck, und zwar mit einem be-
merkenswert unchristlichen Satz über das 
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Wichtigste, das wir unseren Kindern mit 
auf den Weg geben können: „Es ist das 
Vertrauen zu uns selbst, das Vertrauen in 
die eigenen Kräfte.“ (113).

Zum Schluss des zweiten Teils denkt 
Mitherausgeber Rochus Leonhardt in 
seinem Beitrag „Friedensethik in Kriegs-
zeiten“ über „Grenzen und Möglichkeiten 
lutherisch-theologischer Moralreflexion“ 
nach. Aufschlussreich sind besonders Le-
onhardts Überlegungen zu den Grenzen 
lutherischer Friedensethik, indem er Aus-
sagen Luthers mit denen Erasmus‘ von 
Rotterdam kontrastiert, was an die Ausei-
nandersetzung des Origenes mit den An-
sichten des heidnischen Philosophen Kelsos 
erinnert: Luther ist deutlich näher bei Kelsos, 
Erasmus näher bei Origenes. Auf polemische 
Kategorien wie „Friedenspopulismus“ hätte 
Leonhardt besser verzichtet.

Der dritte, in die Zukunft blickende, 
Teil ist der inhaltlich schwächste, wenn 
auch in Teilen amüsanteste. Wolfgang 
Koch arbeitet an einem wehrtechnischen 
Fraunhofer-Institut und „engagiert sich für 
die deutsche Bundeswehr und die deutsche  
Verteidigungs- und Sicherheitsindustrie“ 
(193, im fast alphabetischen Anhang zu 
den Autor*innen). Aus römisch-katholi-
scher Perspektive fragt er danach, wie sich 
das Ideal christlicher „guter Ritterschaft“ 
unter den Bedingungen des digitalisier-
ten Gefechts bewähren könne. Nach einer 
etwas eigenwilligen Interpretation von 
Picassos Gemälde „Guernica“ landet Koch 
bei Ernst Jüngers „gelebte[m] ritterliche[n] 
Ethos“ in „Auf den Marmorklippen“, das 
er dem „zerstörten Ritterideal“ bei Picasso  
entgegensetzt. Jünger, dies zur Erinne-
rung, gehörte zu den geistigen Wegbe-
reitern des deutschen Faschismus, für 
Thomas Mann war er „ein Wegbereiter und 

eiskalter Genüssling des Barbarismus“ 
bzw. ein „Wollüstling der Barbarei“. Am 
Schluss des Beitrages geht es noch darum, 
dass Russland und die Ukraine dem unbe-
fleckten Herzen Mariens geweiht werden 
sollen, „wie es von der Heiligen Jungfrau 
in Fatima verlangt wurde“ (165, gemeint 
ist die Marienerscheinung im portugiesi-
schen Dorf Fátima 1917). Das wäre lustiger, 
wenn sich hier nicht eine hochqualifizierte 
wissenschaftlich-technische Expertise mit 
einem antiquierten Weltbild paaren würde, 
das einen mitunter schaudern lässt.

Nassforsch, schneidig und unterkom-
plex kommt der Beitrag von General a.D. 
Hans-Lothar Domröse daher, der zu Be-
ginn des Ukrainekrieges als Vertreter des 
Lodenmantelgeschwaders durch die Talk-
shows gereicht wurde, um uns die Welt 
zu erklären. Ein deutscher Panzergeneral 
weiß halt, wo der Feind steht. Dass die 
größte Gefahr für die (kapitalistischen) 
Demokratien westlicher Prägung nicht von 
außen, sondern von innen kommt, ist 
auch Domröse nicht bewusst. Der Bei-
trag nimmt „eine gewisse Sonderstellung“ 
(9) im Band ein, denn er beruht auf der 
Transkription des mündlichen Vortrags. 
Zitat: „Ein Haushalt von 50 Milliarden ist 
für eine ‚Trachtengruppe‘ zu viel und für 
die Bundeswehr zu wenig. Nun haben wir 
diese 100 Milliarden bekommen – die sind 
aber schon längst ausgegeben und leider 
ist nichts besser geworden.“ (176f). Wenn 
aber 100 000 000 000 Euro ausgegeben 
wurden und nichts „besser“ geworden ist,  
wüsste man doch gerne, woran das liegt. 
Beim Lesen gewinnt man schnell eine 
Vorstellung, woher der Kabarettist Georg 
Schramm die Inspiration für seine Kunst-
figur des Oberstleutnant Sanftleben ge-
nommen haben könnte. Es ist nur schwer 

vorstellbar, dass nicht einer der Brüder 
während des Vortrags ein unterdrück-
tes Kichern ins gezückte Einstecktüchlein 
weggehüstelt haben sollte. Es bleibt die 
Frage, warum die Herausgeber den Auf-
wand der Transkription nicht als Vorwand 
genommen haben, den Beitrag aus dem 
Band zu werfen.

Am Schluss steht, wie so oft bei 
evangelischen Tagungsbänden, die Ab-
schlusspredigt (über Mt 5,9), gehalten 
vom evangelischen Militärbischof Bern-
hard Felmberg, der während der Pandemie 
vom Rat der EKD vom einstmals größten 
Schürzenjäger des Berliner Konsistoriums 
zum obersten (evangelischen) Witwen-
tröster befördert wurde, weil man seinen 
Vorgänger – aus gutem Grund – loswerden  
wollte. Das Bild vom Bock, der zum Gärt-
ner gemacht wurde, drängt sich hier förm-
lich auf, auch Mt 12,24 kommt einem in 
den Sinn. Gedruckte Predigten sind schwer 
zu beurteilen, da bei einer Predigt die Per-
formance des Predigers mehr als die halbe 
Miete ist. Lesen lässt sich diese Aneinan-
derreihung von Hauptsätzen nur schwer.

Blickt man am Ende noch einmal auf den 
Band als ganzen, spannt sich ein Bogen 
von Kreuzrittern und Kreuzzügen bis zur 
Bundeswehr. Absicht oder nicht, es spricht 
für sich.

Mit 38,00 Euro ist das kleinformatige 
Bändchen – trotz Druckkostenzuschuss 
– unverhältnismäßig teuer und das ist 
auch gut so.
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Das Handbuch für Liturgie und Gottesdienst

Durch Hohes und Tiefes

Gesangbuch der Evangelischen Studierenden- 
gemeinden in Deutschland

Das Handbuch ist wie die ESG inter-
national und ökumenisch orientiert. 
Die wichtigsten Gebete der Christen-
heit sowie viele Tischgebete werden 
mehrsprachig geboten. 

Eine online-Erweiterung ist in Vorbe-
reitung. Das Handbuch ist die perfek-
te Ergänzung zum ESG-Gesangbuch 
„Durch Hohes und Tiefes“.

Das Handbuch umfasst nun:

•	liturgische Bausteine
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•	Gottesdienste im Hochschul
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Kirchenjahr
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Kindstaufen, Flüchtlingstaufen, 
Trauungen und ein Formular für 
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•		eine multireligiöse Feier
•		ein Beispiel für den Universal Day 

of Prayer for Students
•		Tischgebete

Herausgegeben von 
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19. Juni 2026 in Erfurt
Geschäftsführender Ausschuss

4. Juli 2026 in Leipzig
80 Jahre ESG Leipzig

27. August 2026 weltweit
Digitales Onboarding für die VV

1. September 2026 weltweit
Digitales Onboarding für die VV

1. und 2. September 2026 weltweit
STUBE-Online-Referent*innentreffen

8. September 2026 online
Notfonds-Treffen

9. September 2026 weltweit
Digitales Onboarding für die VV

17. September 2026 in Köln
Studierendenkonferenz

18. bis 19. September 2026 in Köln
12. Ordentliche Vollversammlung der ESG

19. bis 20. September 2026 in Köln
ESG-Symposium

13. und 14. Oktober 2026 in Hannover
Fachtagung für Verantwortliche internationaler  
Jugendbegegnungen (IBP)

31. Oktober 2026 weltweit
Reformationstag

8. bis 11. November 2026 
EKD-Synode

10. November 2026, weltweit
AG Internationales online


